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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 254/2002 DES RATES
vom 12. Februar 2002

zum Erlass von Maßnahmen zur Wiederauffüllung des Kabeljaubestands in der Irischen See (ICES-
Gebiet VIIa) für das Jahr 2002

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im November 1999 wies der Internationale Rat für
Meeresforschung (ICES) darauf hin, dass der Kabeljaube-
stand in der Irischen See (ICES-Gebiet VIIa) ernsthaft
vom Zusammenbruch bedroht ist.

(2) Aus weiteren ICES-Gutachten geht hervor, dass die
Anzahl geschlechtsreifer Kabeljaue in der Irischen See in
den Jahren 2000 und 2001 sehr gering war und auch
2002 gering bleiben wird.

(3) Mit der Verordnung (EG) Nr. 304/2000 der Kommission
vom 9. Februar 2000 mit Maßnahmen zur Wiederauf-
füllung des Kabeljaubestands in der Irischen See (ICES-
Gebiet VIIa) (2), wurden Maßnahmen eingeleitet, um
adulte Kabeljaue während der Laichsaison 2000 zu
schützen.

(4) Mit der Verordnung (EG) Nr. 300/2001 des Rates vom
14. Februar 2001 mit Maßnahmen zur Wiederauffüllung
des Kabeljaubestands in der Irischen See (ICES-Gebiet
VIIa) für das Jahr 2001 (3) wurden Maßnahmen einge-
leitet, um adulte Kabeljaue während der Laichsaison
2001 zu schützen.

(5) Während des Durchführungszeitraumes dieser
Maßnahmen wurden weitere wissenschaftliche Arbeiten
durchgeführt und praktische Erfahrungen gesammelt, die
nahelegen, dass die für 2001 geltenden Vorschriften für
2002 angepasst werden sollten.

(6) So sollte vor allem die Verwendung von semi-pelagi-
schen Schleppnetzen im Schongebiet nicht länger
gestattet und die Verwendung von Trichternetzen auf
einen größeren Teil des Schongebiets ausgedehnt

werden. Die Anwesenheit von Beobachtern an Bord der
Schiffe, die solches Fanggerät verwenden, ist infolge-
dessen nicht länger notwendig.

(7) Die in der Verordnung (EG) Nr. 2549/2000 des Rates
vom 17. November 2000 mit zusätzlichen technischen
Maßnahmen zur Wiederauffüllung des Kabeljaubestands
in der Irischen See (ICES-Gebiet VIIa) (4) festgelegten
Maßnahmen betreffend den Einbau rautenmaschiger
Netzblätter mit großer Maschenöffnung in Baumkurren
und den Einbau von Netzblättern mit großen Quadrat-
maschen in für den Fang von Bunten Kammuscheln
verwendete Scherbrettnetze müssen geändert werden,
um den bisher aufgetretenen praktischen Schwierig-
keiten zu begegnen.

(8) Wegen der Eilbedürftigkeit der zu treffenden
Maßnahmen sollte diese Verordnung unverzüglich in
Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Verordnung enthält Maßnahmen zum Schutz
geschlechtsreifer Kabeljaue während der Laichsaison 2002 in
der Irischen See (ICES-Gebiet VIIa gemäß der Abgrenzung der
Verordnung (EWG) Nr. 3880/91 des Rates vom 17. Dezember
1991 über die Vorlage von Fangstatistiken durch die Mitglied-
staaten, die im Nordostatlantik Fischfang betreiben (5)).

Artikel 2

(1) In der Zeit vom 14. Februar bis zum 30. April 2002 ist
es verboten, Grundschleppnetze, Waden oder ähnliche
Zugnetze, Kiemennetze, Trammelnetze, Verwickelnetze oder
ähnliche stationäre Netze sowie jegliches Fanggerät mit Haken
in dem Teil des ICES-Gebiets VIIa einzusetzen, der durch
folgende Linien umschlossen wird:

— die Ostküste Irlands und die Ostküste Nordirlands sowie

(1) Stellungnahme vom 5. Februar 2002 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(4) ABl. L 292 vom 21.11.2000, S. 5. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1456/2001 (ABl. L 194 vom 18.7.2001, S. 1).

(2) ABl. L 35 vom 10.2.2000, S. 10. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 660/2000 (ABl. L 80 vom 31.3.2000, S. 14).

(5) ABl. L 365 vom 31.12.1991, S. 1. Verordnung geändert durch die
Verordnung der Kommission. (EG) Nr. 1637/2001 (ABl. L 222 vom
17.8.2001, S. 20).(3) ABl. L 44 vom 15.2.2001, S. 12.
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— Linien, die folgende Punkte gerade miteinander verbinden:

einen Punkt an der Ostküste der Halbinsel Ards in Nordir-
land bei 54° 30� N,

54° 30� N, 04° 50� W,

53° 15� N, 04° 50� W,

einen Punkt an der Ostküste Irlands bei 53° 15� N.

(2) Abweichend von Absatz 1 ist in dem dort genannten
Gebiet und Zeitraum Folgendes zulässig:

a) die Verwendung von Grundscherbrettnetzen, vorausgesetzt,
es wird kein anderes Fanggerät an Bord mitgeführt und
diese Netze

i) weisen eine Maschenöffnung von 70 mm bis 79 mm
oder von 80 mm bis 99 mm auf,

ii) entsprechen nur einem der beiden zulässigen Masche-
nöffnungsbereiche,

iii) verfügen über keine einzige Masche, unabhängig von
ihrer Lage im Netz, mit einer Öffnung von mehr als
300 mm und

iv) werden nur in einem Gebiet eingesetzt, das durch gerade
Linien zwischen folgenden Koordinaten begrenzt ist:

53° 30� N, 05° 30� W,

53° 30� N, 05° 20� W,

54° 20� N, 04° 50� W,

54° 30� N, 05° 10� W,

54° 30� N, 05° 20� W,

54° 00� N, 05° 50� W,

54° 00� N, 06° 10� W,

53° 45� N, 06° 10� W,

53° 45� N, 05° 30� W,

53° 30� N, 05° 30� W,

b) die Verwendung von Trichternetzen, vorausgesetzt, es wird
kein anderes Fanggerät an Bord mitgeführt und diese Netze

i) genügen den Bedingungen von Buchstabe a) und

ii) erfüllen die im Anhang dargelegten technischen
Auflagen.

Trichternetze dürfen ebenfalls in einem Gebiet eingesetzt
werden, das durch gerade Linien zwischen folgenden Koor-
dinaten begrenzt ist:

53° 45� N, 06° 00� W,

53° 45� N, 05° 30� W,

53° 30� N, 05° 30� W,

53° 30� N, 06° 00� W,

53° 45� N, 06° 00� W.

Artikel 3

(1) Es ist gestattet, Grundscherbrettnetze mit einem
Maschenöffnungsbereich von 80 mm bis 90 mm zu
verwenden, in denen keine rautenmaschigen Netzblätter gemäß
Artikel 2 Nummer 5 der Verordnung (EG) Nr. 2549/2000 oder
keine Netzblätter mit Quadratmaschen gemäß Artikel 2
Nummer 7 derselben Verordnung eingebaut sind, sofern der
mit derartigen Netzen getätigte und an Bord behaltene Fang aus
mindestens 85 % Bunter Kammuscheln und höchstens 5 v. H.
Kabeljau besteht.

(2) Abweichend von Artikel 2 Nummer 6 der Verordnung
2549/2000 ist es untersagt, Baumkurren mit einer Maschenöff-
nung von 80 mm und darüber an Bord mitzuführen oder zu
verwenden, es sei denn, die obere Hälfte des Vorderteils eines
solchen Netzes weist ein Netzblatt auf, das aus Rautenmaschen
besteht, von denen keine eine geringere Öffnung als 180 mm
aufweist, und das unmittelbar am Kopftau befestigt ist, oder an
höchstens drei Maschenreihen beliebiger Größe, die unmittelbar
am Kopftau befestigt sind.

Das Netzblatt erstreckt sich über mindestens so viele Maschen
zum hinteren Ende des Netzes, wie sich aus folgender Rech-
nung ergibt:

a) Die Länge der Baumkurre in m wird durch 12 geteilt.

b) Das Ergebnis aus Buchstabe a) wird mit 5 400 multipliziert.

c) Das Ergebnis aus Buchstabe b) wird durch die Maschen-
größe der kleinsten Masche des Netzblattes in mm geteilt.

d) Die Dezimalstellen bleiben beim Ergebnis in Buchstabe c)
unberücksichtigt.

Artikel 4

An Bord behaltene Fänge, die unter den in Artikel 2 Absatz 2
genannten Bedingungen mit Grundscherbrettnetzen oder Trich-
ternetzen gefangen wurden, dürfen nur angelandet werden,
wenn der Anteil der einzelnen Arten den in Anhang I der
Verordnung (EG) Nr. 850/98 des Rates vom 30. März 1998
zur Erhaltung der Fischereiressourcen durch technische
Maßnahmen zum Schutz von jungen Meerestieren (1) für
Schleppgerät mit einer Maschenöffnung von 70 mm bis
79 mm vorgesehenen Bestimmungen entspricht.

(1) ABl. L 125 vom 27.4.1998, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 973/2001 (ABl. L 137 vom
19.5.2001, S. 1).
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Artikel 5

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem 14. Februar 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 12. Februar 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident

R. DE RATO Y FIGAREDO

ANHANG

TECHNISCHE SPEZIFIKATIONEN EINES TRICHTERNETZES
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VERORDNUNG (EG) Nr. 255/2002 DER KOMMISSION
vom 12. Februar 2002

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Februar 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Februar 2002

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 12. Februar 2002 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 92,5
204 71,6
212 144,5
608 21,1
999 82,4

0707 00 05 052 116,8
628 223,4
999 170,1

0709 90 70 052 132,7
204 119,7
999 126,2

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 55,4
204 55,4
212 44,2
220 45,9
508 23,9
624 58,2
999 47,2

0805 20 10 052 92,6
204 81,1
999 86,8

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90 052 64,6

204 78,8
220 59,3
464 138,7
600 105,6
624 76,0
999 87,2

0805 50 10 052 52,3
220 43,3
600 45,7
999 47,1

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 060 33,1
400 118,8
404 91,2
720 113,9
728 116,6
999 94,7

0808 20 50 388 119,4
400 111,6
528 96,3
999 109,1

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 256/2002 DER KOMMISSION
vom 12. Februar 2002

zur vorläufigen Zulassung neuer Zusatzstoffe, zur Verlängerung der vorläufigen Zulassung eines
Zusatzstoffs und zur unbefristeten Zulassung eines Zusatzstoffs in der Tierernährung

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 70/524/EWG des Rates vom 23.
November 1970 über Zusatzstoffe in der Tierernährung (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2205/2001 der
Kommission (2), insbesondere auf Artikel 3, 9d und 9e,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 70/524/EWG sieht vor, dass neue Zusatz-
stoffe nach Prüfung des entsprechenden Antrags gemäß
Artikel 4 der genannten Richtlinie zugelassen werden
können.

(2) Gemäß Artikel 9e Absatz 1 der Richtlinie 70/524/EWG
kann eine vorläufige Zulassung neuer Zusatzstoffe erteilt
werden, wenn die Bedingungen des Artikels 3a Buch-
staben b) bis e) dieser Richtlinie erfüllt sind und anhand
der vorliegenden Ergebnisse davon auszugehen ist, dass
bei der Verwendung in der Tierernährung eine der in
Artikel 2 Buchstabe a) genannten Wirkungen eintritt.
Eine derartige vorläufige Zulassung kann für in Anhang
C Teil II der Richtlinie 70/524/EWG aufgeführte Zusatz-
stoffe für maximal vier Jahre erteilt werden.

(3) Die Bewertung der eingereichten Unterlagen zu den in
Anhang I aufgeführten Fließhilfsstoffen „Natriumferro-
zyanid“ und „Kaliumferrozyanid“ ergibt, dass diese Stoffe
die genannten Bedingungen erfüllen. Der Wissenschaft-
liche Ausschuss „Futtermittel“ (SCAN = Scientific
Committee for Animal Nutrition) hat bezüglich der
Unbedenklichkeit dieser Fließhilfsstoffe am 3. Dezember
2001 eine befürwortende Stellungnahme abgegeben. Sie
sollten daher vorläufig für vier Jahre zugelassen werden.

(4) Durch die Verordnung (EG) Nr. 937/2001 der Kommis-
sion (3) wurde die vorläufige Zulassung für die Zuberei-
tung von Mikroorganismen Nr. 1 Bacillus cereus var.
toyoi (NCIMB 40 112; Toyocerin) erneuert für die
Tierkategorien Masthühner, Legehennen, Kälber,
Mastrinder, weibliche Zuchtkaninchen und Mastkanin-
chen. Die Zulassung wurde nur bis zum 1. März 2002
gewährt, damit genügend Zeit zur Verfügung steht für
eine Sicherheitsbewertung dieser Art hinsichtlich der
Tetrazyklinresistenz, wie vom SCAN gefordert aufgrund
der seit der ersten vorläufigen Zulassung des Stoffes
gewonnenen neuen Erkenntnisse.

(5) Die erforderlichen Daten erhielt die Kommission am 17.
September 2001. Daraufhin stellte der SCAN in seinem
am 5. Dezember 2001 angenommenen Bericht fest, die

Bewertung der eingereichten Unterlagen zeige, dass das
Produkt als sicher angesehen werden kann hinsichtlich
der Erzeugung von Toxinen und hinsichtlich der Resis-
tenz gegenüber Antibiotika.

(6) Da auf der Grundlage der neuen Daten die Kommission
die Bedingungen gemäß Artikel 3a Buchstaben b) bis e)
der Richtlinie 70/524/EWG als erfüllt ansieht, sollte die
vorläufige Zulassung für die Zubereitung Bacillus cereus
var. toyoi (NCIMB 40 112) für die Tierkategorien
Masthühner, Legehennen, Kälber, Mastrinder, weibliche
Zuchtkaninchen und Mastkaninchen demnach gewährt
werden für die Restlaufzeit der auf maximal fünf Jahre
beschränkten vorläufigen Zulassung. Da die vorläufige
Zulassung vom 21. Februar 2001 bis zum 31. Mai 2001
ausgesetzt war, sollte die vorläufige Zulassung mit dem
7. Oktober 2004 enden.

(7) Die vorläufige Zulassung für die Zubereitung von Mikro-
organismen Nr. 1 Bacillus cereus var. toyoi (NCIMB
40 112) für die Tierkategorien Ferkel, Schweine und
Sauen ist am 21. April 1999 erloschen, nach Ablauf der
höchstzulässigen Dauer von fünf Jahren.

(8) In seinem am 5. Dezember 2001 angenommenen
Bericht über Toyocerin bestätige der SCAN, dass das
Produkt bei Verwendung für die Tierkategorien Ferkel,
Mastschweine und Sauen die Bedingungen gemäß
Artikel 3a Buchstaben b) bis e) der Richtlinie 70/
524/EWG erfüllt. Der SCAN-Bericht kommt auch zu
einer positiven Bewertung der Wirksamkeit des Produkts
Toyocerin bei Verwendung für die Tierkategorien
Ferkel (bis zwei Monate) und Sauen.

(9) Da alle Bedingungen gemäß Artikel 3a der Richtlinie
70/524/EWG erfüllt sind, sollte demnach eine unbefris-
tete Zulassung für die Zubereitung Bacillus cereus var.
toyoi (NCIMB 40 112) gewährt werden für die Tierkate-
gorien Ferkel und Sauen unter den in Anhang III aufge-
führten Bedingungen.

(10) Die Bewertung der Unterlagen ergibt, dass zum Schutz
der Arbeitnehmer vor der Exposition gegenüber den
Zusatzstoffen unter Umständen bestimmte Verfahren
erforderlich sind. Entsprechende Schutzmaßnahmen
sollten jedoch durch Anwendung der Richtlinie 89/
391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die Durch-
führung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei
der Arbeit (4) gewährleistet sein.

(1) ABl. L 270 vom 14.12.1970, S. 1.
(2) ABl. L 297 vom 15.11.2001, S. 3.
(3) ABl. L 130 vom 12.5.2001, S. 25. (4) ABl. L 183 vom 29.6.1989, S. 1.
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(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Futtermit-
telausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Anhang I aufgeführten Zusatzstoffe der Gruppe „Binde-
mittel, Fließhilfsstoffe und Gerinnungshilfsstoffe“ werden zur
Verwendung als Zusatzstoffe in der Tierernährung unter den in
diesem Anhang aufgeführten Bedingungen zugelassen.

Artikel 2

Die vorläufige Zulassung für die in Anhang II aufgeführte
Zubereitung der Gruppe „Mikroorganismen“ wird unter den in
diesem Anhang aufgeführten Bedingungen erweitert.

Artikel 3

Die in Anhang III aufgeführte Zubereitung der Gruppe „Mikro-
organismen“ wird unbefristet zugelassen zur Verwendung als
Zusatzstoff in der Tierernährung unter den in diesem Anhang
aufgeführten Bedingungen.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Februar 2002

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission
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Nummer Mindestgehalt Höchstgehalt Ende der
(oder EG-
Nummer)

Zusatzstoff Chemische Formel, Beschreibung Tierart oder Tierkategorie Höchstalter
mg/kg Alleinfuttermittel

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer
der Zulassung

ANHANG I

Bindemittel, Fließhilfsstoffe und Gerinnungshilfsstoffe

E 535 Natriumferrocyanid Na4[Fe(CN)6]. 10H2O Alle Tierarten oder Tierkate-
gorien

— — — Höchstgehalt:
80 mg/kg NaCl (berechnet als
Ferrocyanid-Anion)

1.3.2006

E 536 Kaliumferrocyanid K4[Fe(CN)6]. 3H2O Alle Tierarten oder Tierkate-
gorien

— — — Höchstgehalt:
80 mg/kg NaCl (berechnet als
Ferrocyanid-Anion)

1.3.2006
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Nummer Mindestgehalt Höchstgehalt Ende der
(oder EG-
Nummer)

Zusatzstoff Chemische Formel, Beschreibung Tierart oder Tierkategorie Höchstalter
KBE/kg Alleinfuttermittel

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer
der Zulassung

ANHANG II

Mikroorganismen

1 Bacillus cereus var. toyoi
NCIMB 40112/
CNCM I-1012

Zubereitung von Bacillus cereus
var. toyoi mit einem Mindestgehalt
von 1 × 1010 KBE/g Zusatzstoff

Masthühner — 0,2 × 109 1 × 109 In der Gebrauchsanweisung sind für
den Zusatzstoff und die Vormischung
die Lagertemperatur, die Haltbarkeit
und die Pelletierstabilität anzugeben
Kann in Mischfuttermitteln mit
folgenden zugelassenen Kokzidiosta-
tika eingesetzt werden: Monensin-
natrium, Salinomycin-Natrium, Deco-
quinat, Robenidin, Narasin, Halofu-
ginon

7.10.2004

Legehennen — 0,2 × 109 1 × 109 In der Gebrauchsanweisung sind für
den Zusatzstoff und die Vormischung
die Lagertemperatur, die Haltbarkeit
und die Pelletierstabilität anzugeben

7.10.2004

Kälber 6 Monate 0,5 × 109 1 × 109 In der Gebrauchsanweisung sind für
den Zusatzstoff und die Vormischung
die Lagertemperatur, die Haltbarkeit
und die Pelletierstabilität anzugeben

7.10.2004

Mastrinder — 0,2 × 109 0,2 × 109 In der Gebrauchsanweisung sind für
den Zusatzstoff und die Vormischung
die Lagertemperatur, die Haltbarkeit
und die Pelletierstabilität anzugeben
Die Menge an Bacillus cereus var.
toyoi in der Tagesration darf je
100 kg Körpergewicht 1,0 × 109 KBE
nicht übersteigen. Für je 100 kg mehr
Körpergewicht sind 0,2 × 109 KBE
hinzuzufügen

7.10.2004
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Nummer Mindestgehalt Höchstgehalt Ende der
(oder EG-
Nummer)

Zusatzstoff Chemische Formel, Beschreibung Tierart oder Tierkategorie Höchstalter
KBE/kg Alleinfuttermittel

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer
der Zulassung

Weibliche
Zuchtkaninchen

— 0,1 × 109 5 × 109 In der Gebrauchsanweisung sind für
den Zusatzstoff und die Vormischung
die Lagertemperatur, die Haltbarkeit
und die Pelletierstabilität anzugeben
Kann in Mischfuttermitteln mit
folgendem zugelassenen Kokzidiosta-
tikum eingesetzt werden: Robenidin

7.10.2004

Mastkaninchen — 0,1 × 109 5 × 109 In der Gebrauchsanweisung sind für
den Zusatzstoff und die Vormischung
die Lagertemperatur, die Haltbarkeit
und die Pelletierstabilität anzugeben
Kann in Mischfuttermitteln mit
folgenden zugelassenen Kokzidiosta-
tika eingesetzt werden: Robenidin,
Salinomycin-Natrium

7.10.2004
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Mindestgehalt Höchstgehalt Ende der
EG-Nummer Zusatzstoff Chemische Formel, Beschreibung Tierart oder Tierkategorie Höchstalter

KBE/kg Alleinfuttermittel
Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer

der Zulassung

ANHANG III

Mikroorganismen

E 1701 Bacillus cereus var. toyoi
NCIMB 40112/
CNCM I-1012

Zubereitung von Bacillus cereus var.
toyoi mit einem Mindestgehalt von
1 × 1010 KBE/g Zusatzstoff

Ferkel 2 Monate 1 × 109 1 × 109 In der Gebrauchsanweisung sind
für den Zusatzstoff und die
Vormischung die Lagertempe-
ratur, die Haltbarkeit und die
Pelletierstabilität anzugeben

Unbefristet

Sauen Von 1
Woche
vor dem

Abferklen
bis zum
Absetzen

0,5 × 109 2 × 109 In der Gebrauchsanweisung sind
für den Zusatzstoff und die
Vormischung die Lagertempe-
ratur, die Haltbarkeit und die
Pelletierstabilität anzugeben

Unbefristet
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VERORDNUNG (EG) Nr. 257/2002 DER KOMMISSION
vom 12. Februar 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 194/97 zur Festsetzung der zulässigen Höchstgehalte an
Kontaminanten in Lebensmitteln sowie der Verordnung (EG) Nr. 466/2001 zur Festsetzung der

Höchstgehalte für bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 315/93 des Rates vom
8. Februar 1993 zur Festlegung von gemeinschaftlichen
Verfahren zur Kontrolle von Kontaminanten in Lebensmit-
teln (1), insbesondere auf Artikel 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 194/97 der Kommission vom
31. Januar 1997 zur Festsetzung der zulässigen Höchst-
gehalte an Kontaminanten in Lebensmitteln (2), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1566/1999 (3),
legt die Höchstgehalte an Aflatoxin B1 und Gesamtafla-
toxin in bestimmten Lebensmitteln fest. Die Verordnung
(EG) Nr. 466/2001 der Kommission vom 8. März 2001
zur Festsetzung der Höchstgehalte für bestimmte Konta-
minanten in Lebensmitteln (4), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2375/2001 des Rates (5), wird die
Verordnung (EG) Nr. 194/97 mit Wirkung ab 5. April
2002 aufheben und ersetzen.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 194/97 sah vor, dass die zuläs-
sigen Gehalte bei Schalenfrüchten und getrockneten
Früchten, die vor dem Verzehr oder der Verwendung als
Lebensmittelzutat zu sortieren oder einer anderen
Behandlung zu unterziehen sind, vor dem 1. Juli 2001
nach Maßgabe der jüngsten wissenschaftlichen und tech-
nischen Erkenntnisse zu überprüfen waren, insbesondere
was die Wirksamkeit der Sortierung oder anderer
Verfahren hinsichtlich der Reduzierung des Aflatoxinge-
halts anbelangt.

(3) In diesem Zusammenhang wurden nur Daten über
Mandeln vorgelegt. Daraus ging hervor, dass der Aflato-
xingehalt von nicht verarbeiteten Mandeln durch Sortie-
rung und verschiedene physikalische Behandlungsver-
fahren im Endprodukt deutlich reduziert wurde.
Aufgrund der Verschiedenartigkeit der Daten ist es
jedoch schwierig zu bewerten, wie stark der Aflatoxinge-
halt verringert wird. Daher ist es angezeigt, die geltenden
Höchstwerte beizubehalten unter der Voraussetzung,
dass sie revidiert werden.

(4) Was Getreide anbelangt, das vor dem Verzehr oder der
Verwendung als Lebensmittelzutat zu sortieren oder
einer anderen Behandlung zu unterziehen ist, sah die
Verordnung (EG) Nr. 194/97 für den Fall, dass vor dem
1. Juli 2001 keine speziellen Grenzwerte festgelegt
werden, vor, dass danach die Höchstgehalte gelten, die

für zum unmittelbaren Verzehr bestimmtes Getreide
festgelegt wurden. Der Grund dafür war, dass im Fall
von Getreide nicht ausgeschlossen werden kann, dass
Sortierverfahren oder andere physikalische Behandlungs-
verfahren die Aflatoxinkontamination verringern
können; die tatsächliche Wirksamkeit dieser Verfahren
ist noch nachzuweisen. Außerdem war vorgesehen, dass
die Höchstgehalte von 2 µg/kg Aflatoxin B1 und 4 µg/kg
Gesamtaflatoxin gelten, solange keine Daten vorliegen,
die die Festsetzung eines spezifischen Höchstgehalts für
Getreide in unverarbeitetem Zustand rechtfertigen.

(5) In diesem Zusammenhang wurden nur Daten über Mais
vorgelegt. Trotz einer fortlaufenden Überwachung über
mehr als zwei Jahre hinweg wurde eine Kontamination
nur in einer begrenzten Zahl von Losen festgestellt. Folg-
lich waren die Möglichkeiten, die Wirksamkeit des
Sortierens, Reinigens und anderer physikalischer
Behandlungsverfahren nachzuweisen, begrenzt. Aus
diesem begrenzten Umfang von Daten geht hervor, dass
der Aflatoxingehalt von nicht verarbeitetem Mais durch
Sortieren und verschiedene physikalische Behandlungs-
verfahren nach der Reinigung im Endprodukt deutlich
verringert werden kann (Grütze zur Flockenherstellung,
sonstige Grütze). Die Aflatoxinkontamination wurde vor
allem im Nachmehl (Abfall) und in geringerem Maße in
Maiskeimlingen, Kleiemehl und Bruchmais festgestellt
(Erzeugnisse zur Tierernährung). Aufgrund des
beschränkten Umfangs und der großen Verschiedenartig-
keit der Daten kann nicht quantitativ und zuverlässig
ermittelt werden, in welchem Umfang diese Verringe-
rung zu erreichen ist. Da mehr Daten erforderlich sind,
bevor endgültige Schlüsse gezogen werden können, ist
es angezeigt, den Zeitraum für die Vorlage weiterer
Daten über Mais zum letzten Mal um weitere zwei Jahre
zu verlängern.

(6) Über anderes Rohgetreide als Mais wurden keine Daten
vorgelegt, und deshalb sollten ab 1. Juli 2001 die für
dasjenige Getreide festgelegten Höchstgehalte, das zum
unmittelbaren menschlichen Verzehr bestimmt ist, auch
für Getreide gelten, das vor dem Verzehr oder der
Verwendung als Lebensmittelzutat einer Sortierung oder
anderen physikalischen Verfahren unterzogen werden
soll.

(7) Es ist wichtig, dass die Bestimmungen über diese Höchst-
gehalte möglichst bald in Kraft treten und in Kraft
bleiben, nachdem die Verordnung (EG) Nr. 194/97
durch die Verordnung (EG) Nr. 466/2001 ersetzt wurde.
Daher sollten beide Verordnungen entsprechend geän-
dert werden.

(1) ABl. L 37 vom 13.2.1993, S. 1.
(2) ABl. L 31 vom 1.2.1997, S. 48.
(3) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 17.
(4) ABl. L 77 vom 16.3.2001, S. 1.
(5) ABl. L 321 vom 6.12.2001, S. 1.
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Erzeugnis

Aflatoxine: zulässige Höchstgehalte (1)
(µg/kg) Probenahme- Analysemethode

B1 B1 + B2 + G1 + G2 M1

verfahren

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen stimmen mit der Stellungnahme des Ständigen
Lebensmittelausschusses überein —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ziffer 2.1 „Aflatoxine“ des Abschnitts I des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 194/97 wird wie folgt
geändert:

1. Die Ziffern 2.1.1 und 2.1.2 werden ersetzt durch:

„2.1.1. Erdnüsse, Schalenfrüchte und
getrocknete Früchte

2.1.1.1. Erdnüsse, Schalenfrüchte und
getrocknete Früchte und deren
Verarbeitungserzeugnisse, die für den
direkten Verzehr oder zur Verwen-
dung als Lebensmittelzutat bestimmt
sind

2 (4) 4 (4) — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.1.2. Erdnüsse, die vor ihrem Verzehr oder
ihrer Verwendung als Lebensmittel-
zutat einer Sortierung oder anderen
physikalischen Verfahren unterzogen
werden sollen

8 (4) 15 (4) Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.1.3. Schalenfrüchte und getrocknete
Früchte, die vor ihrem Verzehr oder
ihrer Verwendung als Lebensmittel-
zutat einer Sortierung oder anderen
physikalischen Verfahren unterzogen
werden sollen

5 (4) 10 (4) — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.2. Getreide (einschließlich Buchweizen,
Fagopyrum spp.)

2.1.2.1. Getreide (einschließlich Buchweizen,
Fagopyrum spp.) und dessen
Verarbeitungserzeugnisse, die für den
direkten Verzehr oder zur Verwen-
dung als Lebensmittelzutat bestimmt
sind

2 4 — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.2.2. Getreide (einschließlich Buchweizen,
Fagopyrum spp.), mit Ausnahme von
Mais, das vor seinem Verzehr oder
seiner Verwendung als Lebensmittel-
zutat einer Sortierung oder anderen
physikalischen Verfahren unterzogen
werden soll

2 4 — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.2.3. Mais, der vor seinem Verzehr oder
seiner Verwendung als Lebensmittel-
zutat einer Sortierung oder anderen
physikalischen Verfahren unterzogen
werden soll

— — — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG“

2. Fußnote 5 wird gestrichen.

3. Fußnote 6 wird gestrichen.
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Erzeugnis

Alfatoxine: zulässige Höchstgehalte (1)
(µg/kg) Probenahmever- Analysemethode

B1 B1 + B2 + G1 + G2 M1

fahren

Artikel 2

Ziffer 2.1 „Aflatoxine“ des Abschnitts 2 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 466/2001 wird wie folgt
geändert:

1. Die Ziffern 2.1.1 und 2.1.2 werden ersetzt durch:

„2.1.1. Erdnüsse, Schalenfrüchte und
getrocknete Früchte

2.1.1.1. Erdnüsse, Schalenfrüchte und
getrocknete Früchte und deren
Verarbeitungserzeugnisse, die für den
direkten Verzehr oder zur Verwen-
dung als Lebensmittelzutat bestimmt
sind

2 (6) 4 (6) — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.1.2. Erdnüsse, die vor ihrem Verzehr oder
ihrer Verwendung als Lebensmittel-
zutat einer Sortierung oder anderen
physikalischen Verfahren unterzogen
werden sollen

8 (6) 15 (6) Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.1.3. Schalenfrüchte und getrocknete
Früchte, die vor ihrem Verzehr oder
ihrer Verwendung als Lebensmittel-
zutat einer Sortierung oder anderen
physikalischen Verfahren unterzogen
werden sollen

5 (6) 10 (6) — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.2. Getreide (einschließlich Buchweizen,
Fagopyrum spp.)

2.1.2.1. Getreide (einschließlich Buchweizen,
Fagopyrum spp.) und dessen
Verarbeitungserzeugnisse, die für den
direkten Verzehr oder zur Verwen-
dung als Lebensmittelzutat bestimmt
sind.

2 4 — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.2.2. Getreide (einschließlich Buchweizen,
Fagopyrum spp.), mit Ausnahme von
Mais, das vor seinem Verzehr oder
seiner Verwendung als Lebensmittel-
zutat einer Sortierung oder anderen
physikalischen Verfahren unterzogen
werden soll

2 4 — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG

2.1.2.3. Mais, der vor seinem Verzehr oder
seiner Verwendung als Lebensmittel-
zutat einer Sortierung oder anderen
physikalischen Verfahren unterzogen
werden soll

— (9) — (9) — Richtlinie
98/53/EG

Richtlinie
98/53/EG“

2. Fußnote 8 wird gestrichen.

3. Fußnote 9 wird ersetzt durch:

„(9) Sofern vor dem 1. Juli 2003 kein spezifischer Höchstgehalt festgelegt wird, gelten danach für den unter dieser
Ziffer genannten Mais die unter 2.1.2.1 festgelegten Höchstgehalte.“
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Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Artikel 1 und 3 gelten ab dem Tag nach der Veröffentlichung. Artikel 2 gilt ab 5. April 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Februar 2002

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 258/2002 DER KOMMISSION
vom 12. Februar 2002

über den je Mitgliedstaat für das Wirtschaftsjahr 2001 zu bestimmenden Einkommensausfall, die je
Mutterschaf und Ziege zu zahlende Prämie und die in benachteiligten Gebieten der Gemeinschaft

für die Schaf- und Ziegenfleischerzeugung zu gewährende Sonderbeihilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2467/98 des Rates vom
3. November 1998 über die gemeinsame Marktorganisation für
Schaf- und Ziegenfleisch (1), geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1669/2000 (2), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 6,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 des Rates
vom 28. Juni 2001 zur Einführung von Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der Kana-
rischen Inseln und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr.
1601/92 (Poseican) (3), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 2467/98 wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 des Rates vom 19.
Dezember 2001 über die gemeinsame Marktorganisation
für Schaf- und Ziegenfleisch (4) ersetzt. Gemäß Artikel
31 der Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 gilt die Verord-
nung (EG) Nr. 2467/98 jedoch weiterhin für das Wirt-
schaftsjahr 2001.

(2) In Artikel 5 Absätze 1 und 5 der Verordnung (EG) Nr.
2467/98 ist die Gewährung einer Prämie zum Ausgleich
eines etwaigen Einkommensausfalls der Schaffleisch-
und, in einigen Gebieten, der Ziegenfleischerzeuger
vorgesehen. Diese Gebiete sind in Anhang I der Verord-
nung (EG) Nr. 2467/98 und in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 2738/1999 der Kommission vom 21.
Dezember 1999 zur Bestimmung der Berggebiete, in
denen die Prämie für Ziegenfleischerzeuger gewährt
wird (5), festgelegt.

(3) In Anwendung von Artikel 5 Absatz 6 der Verordnung
(EG) Nr. 2467/98 sind die Mitgliedstaaten ermächtigt
worden, den Schaf- und Ziegenfleischerzeugern gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 1066/2001 der Kommission (6)
einen ersten Vorschuss auf die Prämie sowie einen
Vorschuss auf die Sonderbeihilfe und gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1992/2001 der Kommission (7) einen
zweiten Vorschuss auf die Prämie zu zahlen. Die endgül-
tige Prämie für das Wirtschaftsjahr 2001 muss daher
festgesetzt werden.

(4) Die den Erzeugern schwerer Lämmer zu gewährende
Prämie wird gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 2467/98 errechnet, indem auf den nach Absatz

1 Unterabsatz 2 desselben Artikels bestimmten Einkom-
mensausfall ein Koeffizient angewendet wird, der den
Durchschnitt der jährlichen Fleischerzeugung aus
schweren Lämmern für jedes diese Lämmer erzeugende
Mutterschaf in 100 kg Schlachtkörpergewicht angibt.
Mit Artikel 5 Absatz 3 derselben Verordnung wird der
Koeffizient für Erzeuger leichter Lämmer auf 80 % des
Koeffizienten für Erzeuger schwerer Lämmer festgesetzt.
Mit Artikel 5 Absatz 5 derselben Verordnung wird auch
die den Erzeugern je Ziege zu zahlende Prämie auf 80 %
der Prämie für die Erzeuger schwerer Lämmer festge-
setzt.

(5) Die Prämie ist gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG)
Nr. 2467/98 um die Auswirkung des Koeffizienten
gemäß Absatz 2 desselben Artikels auf den Grundpreis
zu verringern. Dieser Koeffizient wird gemäß Artikel 13
Absatz 4 derselben Verordnung auf 7 % festgesetzt.

(6) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1323/90 des Rates (8),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 193/
98 (9), hat der Rat eine Sonderbeihilfe für die Schaf- und
Ziegenhaltung in bestimmten benachteiligten Gebieten
der Gemeinschaft eingeführt. Danach wird die Beihilfe
unter denselben Bedingungen gewährt, wie sie für die
Gewährung der Prämie an die Schaf- und Ziegen-
fleischerzeuger gelten.

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 sieht Sondermaß-
nahmen für die Landwirtschaft auf den Kanarischen
Inseln vor. Dazu gehört die Gewährung einer zusätzli-
chen Prämie zugunsten der Erzeuger leichter Lämmer
und Ziegen, für die dieselben Bedingungen gelten wie für
die Gewährung der Prämie gemäß Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 2467/98. Mit diesen Bestimmungen wird
Spanien ermächtigt, die zusätzliche Prämie zu gewähren.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Schafe und Ziegen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Differenz zwischen dem Grundpreis abzüglich der Auswir-
kungen des Koeffizienten gemäß Artikel 13 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 2467/98 und dem gemeinschaftlichen
Marktpreis beläuft sich im Wirtschaftsjahr 2001 auf
57,108 EUR/100 kg.

(1) ABl. L 312 vom 20.11.1998, S. 1.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 8.
(3) ABl. L 198 vom 21.7.2001, S. 45.
(4) ABl. L 341 vom 22.12.2001, S. 3.
(5) ABl. L 328 vom 22.12.1999, S. 59.
(6) ABl. L 148 vom 1.6.2001, S. 44. (8) ABl. L 132 vom 23.5.1990, S. 17.
(7) ABl. L 271 vom 12.10.2001, S. 13. (9) ABl. L 20 vom 27.1.1998, S. 18.
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Artikel 2

Der in Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2467/98
genannte Koeffizient entspricht 15,91 kg.

Artikel 3

Im Wirtschaftsjahr 2001 ist folgende Prämie zu zahlen:
— je Mutterschaf bei Erzeugern von
schweren Lämmern: 9,086 EUR,
— je Mutterschaf bei Erzeugern von leichten
Lämmern: 7,269 EUR,
— je Ziege und Gebiet gemäß Anhang I der
Verordnung (EG) Nr. 2467/98 und Artikel 1
der Verordnung (EG) Nr. 2738/1999: 7,269 EUR.

Artikel 4

Gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1323/90
dürfen die Mitgliedstaaten den Erzeugern von Schaf- und
Ziegenfleisch in benachteiligten Gebieten im Sinne der Verord-

nung (EWG) Nr. 3493/90 des Rates (1) eine Sonderbeihilfe
gewähren. Diese Beihilfen sowie gegebenenfalls — falls in
Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1066/2001 Vorschüsse
gewährt worden sind — der Beihilfensaldo müssen vor dem
15. Oktober 2002 gezahlt werden.

Artikel 5

Die den Erzeugern leichter Lämmer und den Ziegenfleischer-
zeugern auf den Kanarischen Inseln für das Wirtschaftsjahr
2001 zu gewährende zusätzliche Prämie wird gemäß Artikel 6
der Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 auf 2,481 EUR je Mutter-
schaf und/oder Ziege festgesetzt.

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Februar 2002

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 330 vom 29.11.1990, S. 34.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 259/2002 DER KOMMISSION
vom 12. Februar 2002

zur Änderung der im Zuckersektor für bestimmte Erzeugnisse geltenden repräsentativen Preise
und zusätzlichen Einfuhrzölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1423/95 der Kommission
vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhr von Erzeugnissen des Zuckersektors außer Melasse (2),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 624/98 (3),
insbesondere auf Artikel 1 Absatz 2 zweiter Unterabsatz und
Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und
bestimmtem Sirup zu berücksichtigenden repräsenta-
tiven Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle wurden durch
die Verordnung (EG) Nr. 1309/2001 der Kommission (4),

zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 218/
2002 (5) festgesetzt.

(2) Die Anwendung der mit der Verordnung (EG) Nr. 1423/
95 erlassenen Festsetzungsbestimmungen auf die
Angaben, die der Kommission vorliegen, hat die Ände-
rung der geltenden Beträge gemäß dem Anhang zur
vorliegenden Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1423/95 genannten Erzeugnisse anzuwendenden repräsenta-
tiven Preise und zusätzlichen Zölle sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Februar 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Februar 2002

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 178 vom 30.6.2001, S. 1.
(2) ABl. L 141 vom 24.6.1995, S. 16.
(3) ABl. L 85 vom 20.3.1998, S. 5.
(4) ABl. L 177 vom 30.6.2001, S. 21. (5) ABl. L 35 vom 6.2.2002, S. 13.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 12. Februar 2002 zur Änderung der bei der Einfuhr von Weißzucker,
Rohzucker und der Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 99 anwendbaren repräsentativen Preise und zusätzlichen

Zölle

(in EUR)

KN-Code
Repräsentativer Preis

je 100 kg
Eigengewicht

Zusätzlicher Zoll je
100 kg

Eigengewicht

1701 11 10 (1) 18,42 7,09
1701 11 90 (1) 18,42 13,05
1701 12 10 (1) 18,42 6,90
1701 12 90 (1) 18,42 12,53
1701 91 00 (2) 27,69 11,39
1701 99 10 (2) 27,69 6,87
1701 99 90 (2) 27,69 6,87
1702 90 99 (3) 0,28 0,37

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 431/68 des Rates (ABl. L 89 vom 10.4.1968,
S. 3).

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 793/72 des Rates (ABl. L 94 vom 21.4.1972, S. 1).

(3) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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RICHTLINIE 2001/107/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 21. Januar 2002

zur Änderung der Richtlinie 85/611/EWG des Rates zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
(OGAW) zwecks Festlegung von Bestimmungen für Verwaltungsgesellschaften und vereinfache

Prospekte

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20.
Dezember 1985 betreffend bestimmte Organismen für
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (4) hat
bereits wesentlich zur Vollendung des Binnenmarktes in
diesem Bereich beigetragen, indem sie zum ersten Mal
für den Finanzdienstleistungssektor den Grundsatz der
gegenseitigen Anerkennung der Zulassung sowie andere
Bestimmungen festgeschrieben hat, mit denen der freie
Verkehr von Anteilen an Organismen für gemeinsame
Anlagen (Investmentfonds oder Investmentgesell-
schaften), die von dieser Richtlinie abgedeckt sind, inner-
halb der Europäischen Union erleichtert wird.

(2) Die Richtlinie 85/611/EWG regelt jedoch nicht in
umfassender Weise die Behandlung der Gesellschaften,
die die Organismen für gemeinsame Anlagen verwalten
(sogenannte „Verwaltungsgesellschaften“). Insbesondere
enthält die Richtlinie 85/611/EWG keine Bestimmungen,
mit denen für derartige Gesellschaften in allen Mitglied-
staaten gleichwertige Marktzugangsvorschriften und
gleichwertige Bedingungen für die Ausübung der Tätig-
keit gewährleistet werden. Ferner enthält die Richtlinie
85/611/EWG keine Bestimmungen über die Gründung
von Zweigniederlassungen und den freien
Dienstleistungsverkehr dieser Gesellschaften in anderen
Mitgliedstaaten als ihrem Herkunftsmitgliedstaat.

(3) Die Zulassung im Herkunftsmitgliedstaat der Verwal-
tungsgesellschaft sollte den Anlegerschutz und die Solva-
bilität der Verwaltungsgesellschaften gewährleisten, um
so zur Stabilität des Finanzsystems beizutragen. Mit dem
verfolgten Ansatz soll die grundlegende Harmonisierung
gewährleistet werden, die erforderlich und ausreichend
ist, um die gegenseitige Anerkennung der Zulassung und
der Aufsichtssysteme sicherzustellen, was wiederum die

Erteilung einer einmaligen, europaweit gültigen Zulas-
sung sowie die Anwendung der Herkunftslandaufsicht
ermöglichen soll.

(4) Für den Anlegerschutz ist es erforderlich, die interne
Kontrolle einer Verwaltungsgesellschaft zu gewährleis-
ten, und zwar insbesondere durch eine Zwei-Personen-
Verwaltung sowie durch angemessene interne Kontroll-
verfahren.

(5) Um sicherzustellen, dass eine Verwaltungsgesellschaft in
der Lage ist, die sich aus ihrer Tätigkeit ergebenden
Verpflichtungen zu erfüllen und somit ihre Stabilität zu
gewährleisten, sind ein Anfangskapital und zusätzliche
Eigenmittel erforderlich. Um der Entwicklung insbeson-
dere bei den Eigenkapitalanforderungen im Zusammen-
hang mit dem Geschäftsrisiko in der Europäischen
Union und auf anderen internationalen Foren Rechnung
zu tragen, sind diese Anforderungen, auch was den
Einsatz von Garantien anbelangt, innerhalb von drei
Jahren zu überprüfen.

(6) Aufgrund der gegenseitigen Anerkennung sollten die in
ihrem Herkunftsmitgliedstaat zugelassenen Verwaltungs-
gesellschaften befugt sein, die Dienstleistungen, für die
sie eine Zulassung erhalten haben, in der gesamten
Europäischen Union mittels Gründung von Zweignieder-
lassungen oder im Rahmen des freien Dienstleistungsver-
kehrs zu erbringen. Die Genehmigung der Vertragsbe-
dingungen von Investmentfonds fällt in die Zuständig-
keit des Herkunftsmitgliedstaats der Verwaltungsgesell-
schaft.

(7) In Bezug auf die gemeinsame Portfolioverwaltung
(Verwaltung von Investmentfonds und von Investment-
gesellschaften) sollte eine Verwaltungsgesellschaft
aufgrund der ihr in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
erteilten Zulassung in den Aufnahmemitgliedstaaten
folgende Tätigkeiten ausüben dürfen: Vertrieb der
Anteile an harmonisierten Investmentfonds, die von der
Gesellschaft in ihrem Herkunftsmitgliedstaat verwaltet
werden; Vertrieb der Anteile an harmonisierten Invest-
mentgesellschaften, die von ihr verwaltet werden; Wahr-
nehmung aller anderen Funktionen und Aufgaben, die
zur Tätigkeit der gemeinsamen Portfolioverwaltung
gehören; Verwaltung der Sondervermögen von Invest-
mentgesellschaften, die in anderen Mitgliedstaaten als
dem Herkunftsmitgliedstaat der Gesellschaft gegründet
wurden; Wahrnehmung der Aufgaben der gemeinsamen
Portfolioverwaltung im Auftrag von in anderen Mitglied-
staaten als dem Herkunftsmitgliedstaat der Gesellschaft
gegründeten Verwaltungsgesellschaften für diese.

(1) ABl. C 272 vom 1.9.1998, S. 7, und
ABl. C 311 E vom 31.10.2000, S. 273.

(2) ABl. C 116 vom 28.4.1999, S. 1.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 17. Februar 2000

(ABl. C 339 vom 29.11.2000, S. 228), Gemeinsamer Standpunkt
des Rates vom 5. Juni 2001 (ABl. C 297 vom 23.10.2001, S. 10)
und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 23. Oktober 2001.
Beschluss des Rates vom 4. Dezember 2001.

(4) ABl. L 375 vom 31.12.1985, S. 3. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2000/64/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates (ABl. L 290 vom 17.11.2000, S. 27).
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(8) Die Grundsätze der gegenseitigen Anerkennung und der
Herkunftslandaufsicht schreiben vor, dass die zustän-
digen Behörden der Mitgliedstaaten die Zulassung nicht
erteilen bzw. entziehen sollten, wenn aus Gegebenheiten
wie dem Inhalt des Geschäftsplans, der geografischen
Streuung bzw. den tatsächlich ausgeübten Tätigkeiten
klar hervorgeht, dass sich eine Verwaltungsgesellschaft
für das Rechtssystem eines Mitgliedstaats entschieden
hat, um den strengeren Vorschriften eines anderen
Mitgliedstaats zu entgehen, in dessen Hoheitsgebiet sie
den Großteil ihrer Tätigkeiten auszuüben gedenkt bzw.
tatsächlich ausübt. Im Sinne dieser Richtlinie sollte eine
Verwaltungsgesellschaft in dem Mitgliedstaat zugelassen
sein, in dem sie ihren Sitz hat. Gemäß dem Grundsatz
der Herkunftslandkontrolle kann nur der Mitgliedstaat,
in dem die Verwaltungsgesellschaft ihren Sitz hat, als für
die Genehmigung der Vertragsbedingungen der von
einer solchen Gesellschaft gegründeten Investmentfonds
und die Genehmigung der Wahl der Verwahrstelle
zuständig angesehen werden. Um einer „Aufsichtsarbi-
trage“ vorzubeugen und das Vertrauen in die Wirksam-
keit der Beaufsichtigung durch die Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats zu stärken, sollte ein OGAW
nur zugelassen werden, wenn dem Vertrieb seiner
Anteile im Herkunftsmitgliedstaat keine rechtlichen
Gründe entgegenstehen. Unabhängig davon kann der
OGAW nach seiner Zulassung frei darüber entscheiden,
in welchem Mitgliedstaat bzw. in welchen Mitglied-
staaten seine Anteile im Einklang mit dieser Richtlinie
vertrieben werden sollen.

(9) Die Richtlinie 85/611/EWG beschränkt den Tätigkeitsbe-
reich der Verwaltungsgesellschaften auf die alleinige
Tätigkeit der Verwaltung von Investmentfonds und von
Investmentgesellschaften (gemeinsame Portfolioverwal-
tung). Um den jüngsten Entwicklungen in den natio-
nalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten Rechnung
zu tragen und diesen Gesellschaften die Erzielung wich-
tiger Skaleneffekte zu gestatten, ist es wünschenswert,
diese Einschränkung zu überprüfen. Aus diesem Grunde
sollte diesen Gesellschaften auch gestattet werden, die
Tätigkeit der Verwaltung von Anlageportfolios auf einer
Einzelkundenbasis (individuelle Portfolioverwaltung)
auszuüben, zu der auch die Verwaltung von Pensions-
fonds sowie einige spezifische Nebendienstleistungen
zählen, die an die Haupttätigkeit gebunden sind. Die
Solidität dieser Gesellschaften würde durch eine solche
Ausdehnung des Tätigkeitsbereichs der Verwaltungsge-
sellschaft nicht gefährdet. Allerdings sollten spezifische
Vorschriften zur Verhütung von Interessenkonflikten für
den Fall eingeführt werden, dass die Verwaltungsgesell-
schaften zur Ausübung sowohl der gemeinsamen als
auch der individuellen Portfolioverwaltung berechtigt
sind.

(10) Die Verwaltung von Anlageportfolios ist eine Wertpa-
pierdienstleistung, die bereits von der Richtlinie 93/
22/EWG des Rates vom 10. Mai 1993 über Wertpapier-
dienstleistungen (1) abgedeckt ist. Um einen einheitlichen
Rechtsrahmen in diesem Bereich zu gewährleisten, ist es
wünschenswert, die Verwaltungsgesellschaften, deren
Zulassung auch diese Tätigkeit abdeckt, den Bedin-
gungen jener Richtlinie für die Ausübung der Tätigkeit
zu unterwerfen.

(11) Ein Herkunftsmitgliedstaat kann grundsätzlich auch
strengere Vorschriften als die in dieser Richtlinie festge-
legten erlassen, insbesondere hinsichtlich der Zulas-
sungsbedingungen, der Aufsichtsanforderungen und der
Vorschriften für die Offenlegung und den vollständigen
Prospekt.

(12) Es ist wünschenswert, in Vorschriften die Vorausset-
zungen festzulegen, unter denen eine Verwaltungsgesell-
schaft auf der Grundlage eines Auftrags spezifische
Aufgaben und Funktionen auf Dritte übertragen kann,
um so ihre Geschäftstätigkeit effizienter zu machen. Um
die ordnungsgemäße Funktionsweise der Grundsätze der
gegenseitigen Anerkennung der Zulassung und der
Herkunftslandkontrolle sicherzustellen, sollten die
Mitgliedstaaten, die eine derartige Übertragung der
Aufgaben gestatten, gewährleisten, dass die Verwaltungs-
gesellschaft, der sie eine Zulassung erteilt haben, ihre
Aufgaben nicht insgesamt auf einen oder mehrere Dritte
überträgt, um so zu einer „Briefkastengesellschaft“ zu
werden, und dass diese Aufträge eine wirksame Beauf-
sichtigung der Verwaltungsgesellschaft nicht behindern.
Die Tatsache, dass die Verwaltungsgesellschaft eigene
Aufgaben übertragen hat, sollte auf keinen Fall die
Haftung dieser Gesellschaft und der Verwahrstelle gegen-
über den Anteilinhabern und den zuständigen Behörden
beeinträchtigen.

(13) Zur Wahrung der Interessen der Aktionäre und zur
Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen für
harmonisierte Organismen für gemeinsame Anlagen
müssen Investmentgesellschaften über ein Anfangska-
pital verfügen. Investmentgesellschaften, die eine Verwal-
tungsgesellschaft benannt haben, werden jedoch durch
die zusätzlichen Eigenmittel der Verwaltungsgesellschaft
abgedeckt sein.

(14) Die Artikel 5g und 5h sollten von den zugelassenen
Investmentgesellschaften stets eingehalten werden, sei es
gemäß Artikel 13b unmittelbar durch die Gesellschaft
selbst oder mittelbar dadurch, dass eine von einer zuge-
lassenen Investmentgesellschaft benannte Verwaltungs-
gesellschaft nach der Richtlinie zugelassen werden muss
und somit verpflichtet ist, die Artikel 5g und 5h einzu-
halten.

(15) Um den jüngsten Entwicklungen auf dem Gebiet der
Informationstechnologien Rechnung zu tragen, ist es
wünschenswert, den derzeitigen Informationsrahmen
gemäß der Richtlinie 85/611/EWG zu überprüfen. Insbe-
sondere sollte dabei zusätzlich zum vorhandenen voll-
ständigen Prospekt eine neue Art von Prospekt für
OGAW (vereinfachter Prospekt) eingeführt werden.
Dieser neue Prospekt sollte anlegerfreundlich gestaltet
werden und daher wertvolle Informationen für den
Durchschnittsanleger enthalten. Er sollte die wichtigsten
Informationen über den OGAW in einer klaren, synthe-
tischen und leicht verständlichen Weise enthalten. Durch
einen geeigneten Hinweis in dem vereinfachten Prospekt
ist der Anleger jedoch stets darauf aufmerksam zu
machen, dass detailliertere Informationen in dem voll-
ständigen Prospekt sowie im Jahres- und Halbjahresbe-
richt über den OGAW enthalten sind, die kostenlos auf
Anfrage erhältlich sind. Der vereinfachte Prospekt sollte
den Zeichnern vor Abschluss des Vertrages stets
kostenlos zur Verfügung gestellt werden. Dies ist eine
ausreichende Vorbedingung, um die rechtlichen Anfor-
derungen gemäß dieser Richtlinie zu erfüllen, denen
zufolge den Zeichnern vor Abschluss des Vertrages
Informationen zur Verfügung zu stellen sind.

(1) ABl. L 141 vom 11.6.1993, S. 27. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2000/64/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates (ABl. L 290 vom 17.1.2000, S.27).



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 13.2.2002L 41/22

(16) Bei der Erbringung identischer Dienstleistungen sind
gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Vermitt-
lern von Finanzdienstleistungen sicherzustellen, so wie
auch eine Mindestharmonisierung des Anlegerschutzes
zu gewährleisten ist. Eine Mindestharmonisierung der
Bedingungen für die Aufnahme und Ausübung der
Tätigkeit stellt die wesentliche Voraussetzung für die
Vollendung des Binnenmarkts für diese Marktteilnehmer
dar. Lediglich mit einer verbindlichen Gemeinschafts-
richtlinie, in der die abgestimmten diesbezüglichen
Mindestnormen festgeschrieben sind, können die ange-
strebten Ziele erreicht werden. Diese Richtlinie bewirkt
lediglich die erforderliche Mindestharmonisierung; sie
geht entsprechend Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags nicht
über das zur Erreichung der Ziele erforderliche Maß
hinaus.

(17) Die Kommission könnte in Betracht ziehen, innerhalb
einer angemessenen Frist nach Annahme der Vorschläge
eine Kodifizierung vorzuschlagen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 85/611/EWG wird wie folgt geändert:

1. Folgender Artikel 1 a wird eingefügt:

„Artikel 1 a

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Defini-
tionen:

1. ‚Verwahrstelle‘ ist jede Einrichtung, die mit der Durch-
führung der in den Artikeln 7 und 14 genannten
Aufgaben betraut ist und den sonstigen in den
Abschnitten III a und IV a festgelegten Bestimmungen
unterliegt.

2. ‚Verwaltungsgesellschaft‘ ist jede Gesellschaft, deren
reguläre Geschäftstätigkeit in der Verwaltung von in
der Form eines Investmentfonds oder einer Invest-
mentgesellschaft konstituierten OGAW besteht
(gemeinsame Portfolioverwaltung von OGAW); hierzu
gehören auch die in Anhang II genannten Aufgaben.

3. ‚Herkunftsmitgliedstaat der Verwaltungsgesellschaft‘ ist
der Mitgliedstaat, in dem die Verwaltungsgesellschaft
ihren Sitz hat.

4. ‚Aufnahmemitgliedstaat der Verwaltungsgesellschaft‘
ist ein Mitgliedstaat, der nicht der Herkunftsmitglied-
staat ist und in dessen Hoheitsgebiet eine Verwal-
tungsgesellschaft eine Zweigniederlassung hat oder
Dienstleistungen erbringt.

5. ‚Herkunftsmitgliedstaat des OGAW‘ ist

a) für einen in Form eines Investmentfonds gegrün-
deten OGAW der Mitgliedstaat, in dem die Verwal-
tungsgesellschaft ihren Sitz hat,

b) für einen in Form einer Investmentgesellschaft
gegründeten OGAW der Mitgliedstaat, in dem die
Investmentgesellschaft ihren Sitz hat.

6. ‚Aufnahmemitgliedstaat eines OGAW‘ ist jeder
Mitgliedstaat, in dem die Anteile des Investmentfonds
bzw. der Investmentgesellschaft vertrieben werden
und der nicht der Herkunftsmitgliedstaat des OGAW
ist.

7. ‚Zweigniederlassung‘ ist eine Niederlassung, die einen
rechtlich unselbständigen Teil einer Verwaltungsgesell-
schaft bildet und Dienstleistungen erbringt, für die der
Verwaltungsgesellschaft eine Zulassung erteilt wurde;
hat eine Verwaltungsgesellschaft mit Sitz in einem
anderen Mitgliedstaat in ein und demselben Mitglied-
staat mehrere Niederlassungen errichtet, so werden
diese als eine einzige Zweigniederlassung betrachtet.

8. ‚Zuständige Behörden‘ sind die von den Mitglied-
staaten gemäß Artikel 49 dieser Richtlinie bezeich-
neten Behörden.

9. ‚Enge Verbindungen‘ bezeichnet eine Situation im
Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 95/
26/EWG (*).

10. ‚Qualifizierte Beteiligung‘ ist das direkte oder indirekte
Halten von mindestens 10 % des Kapitals oder der
Stimmrechte einer Verwaltungsgesellschaft oder eine
Beteiligung, die es ermöglicht, maßgeblichen Einfluss
auf die Geschäftsführung der Verwaltungsgesellschaft,
an der die Beteiligung gehalten wird, zu nehmen.

Bei der Anwendung dieser Definition werden die in
Artikel 7 der Richtlinie 88/627/EWG (**) genannten
Stimmrechte berücksichtigt.

11. ‚Wertpapierdienstleistungsrichtlinie‘ bezeichnet die
Richtlinie 93/22/EWG des Rates vom 10. Mai 1993
über Wertpapierdienstleistungen (***).

12. ‚Mutterunternehmen‘ ist ein Mutterunternehmen im
Sinne der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 83/
349/EWG (****).

13. ‚Tochterunternehmen‘ ist ein Tochterunternehmen im
Sinne der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 83/349/EWG,
wobei jedes Tochterunternehmen eines Tochterunter-
nehmens auch als Tochterunternehmen des Mutterun-
ternehmens angesehen wird, das an der Spitze dieser
Unternehmen steht.

14. ‚Anfangskapital‘ ist das unter Artikel 34 Absatz 2
Nummern 1 und 2 der Richtlinie 2000/12/EG (*****)
genannte Kapital.

15. ‚Eigenmittel‘ sind die Eigenmittel im Sinne des Titels V
Kapitel 2 Abschnitt 1 der Richtlinie 2000/12/EG.
Diese Definition darf jedoch unter den in Anhang V
der Richtlinie 93/6/EWG (******) beschriebenen
Umständen geändert werden.

(*) ABl. L 168 vom 18.7.1995, S. 7.
(**) ABl. L 348 vom 17.12.1988, S. 62.
(***) ABl. L 141 vom 11.6.1993, S. 27. Richtlinie

zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/64/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L
290 vom 17.11.2000, S. 27).

(****) ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1. Richtlinie
zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 1994.

(*****) ABl. L 126 vom 26.5.2000, S. 1. Richtlinie
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/28/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl.
L 275 vom 27.10.2000, S. 37).

(******) ABl. L 141 vom 11.6.1993, S. 1. Richtlinie
zuletzt geändert durch die Richtlinie 98/33/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl.
L 204 vom 21.7.1998, S. 29).“
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2. Artikel 4 Absatz 3 wird durch die folgenden Absätze
ersetzt:

„(3) Die zuständigen Behörden dürfen einem OGAW
die Zulassung nur erteilen, wenn die Verwaltungsgesell-
schaft bzw. die Investmentgesellschaft die Vorausset-
zungen gemäß den Abschnitten III bzw. IV dieser Richt-
linie erfüllt.

Ferner dürfen die zuständigen Behörden einem OGAW
die Zulassung nur erteilen, wenn die Geschäftsleiter der
Verwahrstelle ausreichend gut beleumdet sind und auch
in Bezug auf den Typ des zu verwaltenden OGAW über
ausreichende Erfahrung verfügen. Zu diesem Zweck sind
die Namen der Geschäftsleiter der Verwahrstelle sowie
jeder Wechsel dieser Geschäftsleiter den zuständigen
Behörden unverzüglich mitzuteilen.

‚Geschäftsleiter‘ sind die Personen, die die Verwahrstelle
aufgrund der gesetzlichen Vorschriften oder der Satzung
vertreten oder die Ausrichtung der Tätigkeit der
Verwahrstelle tatsächlich bestimmen.

(3a) Die zuständigen Behörden erteilen die Zulassung
nicht, wenn es dem OGAW aus rechtlichen Gründen
(z.B. aufgrund einer Bestimmung seiner Vertragsbedin-
gungen oder seiner Satzung) verwehrt ist, seine Fonds-
oder seine Gesellschaftsanteile in seinem Herkunftsmit-
gliedstaat zu vertreiben.“

3. Der Titel von Abschnitt III und die Artikel 5 und 6
werden durch folgenden Abschnitt ersetzt:

„ABSCHNITT III

Verpflichtungen betreffend die Verwaltungsgesell-
schaften

Tite l A

Bedingungen für die Aufnahme der Tätigkeit

Artikel 5

(1) Für den Zugang zur Tätigkeit einer Verwaltungsge-
sellschaft ist die vorherige förmliche Zulassung durch die
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates erfor-
derlich. Die gemäß dieser Richtlinie erteilte Zulassung
einer Verwaltungsgesellschaft ist in allen Mitgliedstaaten
gültig.

(2) Eine Verwaltungsgesellschaft darf keine andere
Tätigkeit als die der Verwaltung von gemäß dieser Richt-
linie zugelassenen OGAW ausüben; ausgenommen
hiervon ist die zusätzliche Verwaltung anderer Orga-
nismen für gemeinsame Anlagen, die nicht unter diese
Richtlinie fallen und für die die Verwaltungsgesellschaft
einer Aufsicht unterliegt, deren Anteile jedoch nicht in
anderen Mitgliedstaaten gemäß dieser Richtlinie
vertrieben werden können.

Die Tätigkeit der Verwaltung von Investmentfonds und
Investmentgesellschaften schließt für die Zwecke dieser
Richtlinie die Aufgaben ein, die in Anhang II in nicht
erschöpfender Weise genannt sind.

(3) Abweichend von Absatz 2 können die Mitglied-
staaten einer Verwaltungsgesellschaft — zusätzlich zur
Verwaltung von Investmentfonds und Investmentgesell-

schaften — die Zulassung für die Erbringung der
folgenden Dienstleistungen erteilen:

a) individuelle Verwaltung einzelner Portfolios —
einschließlich der Portfolios von Pensionsfonds —
mit einem Ermessensspielraum im Rahmen eines
Mandats der Anleger, sofern die betreffenden Portfo-
lios eines oder mehrere der in Abschnitt B des
Anhangs der Wertpapierdienstleistungsrichtlinie
genannten Instrumente enthalten;

b) als Nebendienstleistungen:
— Anlageberatung in Bezug auf eines oder mehrere

der in Abschnitt B des Anhangs der Wertpapier-
dienstleistungsrichtlinie genannten Instrumente,

— Verwahrung und technische Verwaltung in Bezug
auf die Anteile von Organismen für gemeinsame
Anlagen.

Auf keinen Fall darf es einer Verwaltungsgesellschaft im
Rahmen dieser Richtlinie gestattet werden, ausschließlich
die in diesem Absatz genannten Dienstleistungen zu
erbringen oder Nebendienstleistungen zu erbringen,
wenn ihr nicht gestattet wurde, die in Buchstabe a)
genannte Dienstleistung zu erbringen.

(4) Artikel 2 Absatz 4, Artikel 8 Absatz 2, die Artikel
10, 11 und 13 der Wertpapierdienstleistungsrichtlinie
finden auf die Erbringung der in Absatz 3 dieses Arti-
kels genannten Dienstleistungen durch Verwaltungsgesell-
schaften Anwendung.

Artikel 5 a

(1) Unbeschadet sonstiger allgemein geltender Bedin-
gungen des einzelstaatlichen Rechts dürfen die zustän-
digen Behörden einer Verwaltungsgesellschaft eine Zulas-
sung nur erteilen, wenn

a) sie mit einem Anfangskapital von mindestens
125 000 EUR ausgestattet ist:
— Wenn der Wert der Portfolios der Verwaltungsge-

sellschaft 250 Mio. EUR überschreitet, muss diese
über zusätzliche Eigenmittel verfügen. Diese
zusätzlichen Eigenmittel müssen 0,02 % des
Betrags, um den der Wert der Portfolios der
Verwaltungsgesellschaft 250 Mio. EUR übersteigt,
entsprechen. Die geforderte Gesamtsumme des
Anfangskapitals und der zusätzlichen Eigenmittel
darf jedoch 10 Mio. EUR nicht überschreiten.

— Für die Zwecke dieses Absatzes gelten die
folgenden Portfolios als Portfolios der Verwal-
tungsgesellschaft:
i) von der Verwaltungsgesellschaft verwaltete
Investmentfonds, einschließlich Portfolios, mit
deren Verwaltung sie Dritte beauftragt hat,
nicht jedoch Portfolios, die sie selbst im
Auftrage Dritter verwaltet,

ii) Investmentgesellschaften, die sie als ihre
Verwaltungsgesellschaft benannt haben,

iii) andere von der Verwaltungsgesellschaft
verwaltete Organismen für gemeinsame
Anlagen, einschließlich Portfolios, mit deren
Verwaltung sie Dritte beauftragt hat, nicht
jedoch Portfolios, die sie selbst im Auftrage
Dritter verwaltet.
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— Unabhängig von dieser Eigenmittelanforderung
dürfen die Eigenmittel der Verwaltungsgesellschaft
zu keiner Zeit unter den in Anhang IV der Richt-
linie 93/6/EWG genannten Betrag absinken.

— Die Mitgliedstaaten können von bis zu 50 % der
im ersten Gedankenstrich genannten zusätzlichen
Eigenmittelanforderung an eine Verwaltungsgesell-
schaft absehen, wenn diese über eine von einem
Kreditinstitut oder einem Versicherungsunter-
nehmen gestellte Garantie in derselben Höhe
verfügt. Das Kreditinstitut bzw. Versicherungsun-
ternehmen muss seinen Sitz in einem Mitglied-
staat oder in einem Drittstaat haben, sofern es im
letzten Fall Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die
nach Auffassung der zuständigen Behörden denen
des Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind.

— Spätestens am 13. Februar 2005 unterbreitet die
Kommission dem Europäischen Parlament und
dem Rat einen Bericht über die Anwendung
dieser Eigenmittelanforderung und legt gegebenen-
falls Vorschläge zu ihrer Änderung vor;

b) die Personen, die die Geschäfte der Verwaltungsgesell-
schaft tatsächlich leiten, ausreichend gut beleumdet
sind und auch in Bezug auf den Typ des von der
Verwaltungsgesellschaft verwalteten OGAW über
ausreichende Erfahrung verfügen. Zu diesem Zweck
sind die Namen dieser Personen sowie jeder Wechsel
dieser Personen den zuständigen Behörden unverzüg-
lich mitzuteilen. Über die Geschäftspolitik der Verwal-
tungsgesellschaft müssen mindestens zwei Personen,
die die genannten Bedingungen erfüllen, bestimmen;

c) dem Antrag auf Zulassung ein Geschäftsplan beige-
fügt wird, aus dem unter anderem der organisatori-
sche Aufbau der Verwaltungsgesellschaft hervorgeht;

d) sich ihre Hauptverwaltung und ihr Sitz in ein und
demselben Mitgliedstaat befinden.

(2) Bestehen zwischen der Verwaltungsgesellschaft und
anderen natürlichen oder juristischen Personen enge
Verbindungen, so erteilen die zuständigen Behörden die
Zulassung außerdem nur dann, wenn diese Verbin-
dungen sie nicht bei der ordnungsgemäßen Erfüllung
ihrer Aufsichtsfunktionen behindern.

Die zuständigen Behörden erteilen ferner die Zulassung
nicht, wenn sie bei der ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer
Aufsichtsfunktionen durch die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften eines Drittlandes, denen eine oder mehrere
natürliche oder juristische Personen unterstehen, zu
denen die Verwaltungsgesellschaft enge Verbindungen
besitzt, oder durch Schwierigkeiten bei deren Anwen-
dung behindert werden.

Die zuständigen Behörden schreiben vor, dass die
Verwaltungsgesellschaft ihnen die Angaben übermittelt,
die sie verlangen, um sich davon überzeugen zu können,
dass die Bedingungen dieses Absatzes fortwährend einge-
halten werden.

(3) Dem Antragsteller ist binnen sechs Monaten nach
Einreichung eines vollständigen Antrags mitzuteilen, ob
eine Zulassung erteilt wird. Jede Ablehnung eines
Antrags ist zu begründen.

(4) Nach Erteilung der Zulassung kann die Verwal-
tungsgesellschaft ihre Tätigkeit sofort aufnehmen.

(5) Die zuständigen Behörden dürfen einer unter diese
Richtlinie fallenden Verwaltungsgesellschaft die Zulas-
sung nur entziehen, wenn die betreffende Verwaltungs-
gesellschaft

a) von der Zulassung nicht binnen zwölf Monaten
Gebrauch macht, ausdrücklich auf sie verzichtet oder
seit mehr als sechs Monaten die in dieser Richtlinie-
genannten Tätigkeiten nicht mehr ausübt, es sei denn,
der betreffende Mitgliedstaat sieht in diesen Fällen das
Erlöschen der Zulassung vor;

b) die Zulassung aufgrund falscher Erklärungen oder auf
sonstige rechtswidrige Weise erhalten hat;

c) die Voraussetzungen, auf denen die Zulassung
beruhte, nicht mehr erfüllt;

d) der Richtlinie 93/6/EWG nicht mehr genügt, sofern
die Zulassung sich auch auf die individuelle Portfolio-
verwaltung gemäß Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe a)
dieser Richtlinie erstreckte;

e) in schwerwiegender Weise und/oder systematisch
gegen die gemäß dieser Richtlinie erlassenen Bestim-
mungen verstoßen hat; oder

f) ein in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorge-
sehener Grund für den Entzug vorliegt.

Artikel 5 b

(1) Die zuständigen Behörden erteilen die Zulassung
für die Aufnahme der Tätigkeit einer Verwaltungsgesell-
schaft nur, wenn ihnen die Identität und der Beteili-
gungsbetrag der direkten oder indirekten Aktionäre oder
Gesellschafter, die als juristische oder natürliche
Personen eine qualifizierte Beteiligung an der Verwal-
tungsgesellschaft halten, mitgeteilt wurden.

Die zuständigen Behörden erteilen die Zulassung nicht,
wenn sie der Auffassung sind, dass die betreffenden
Aktionäre oder Gesellschafter den zur Gewährleistung
einer soliden und umsichtigen Führung der Verwaltungs-
gesellschaft zu stellenden Ansprüchen nicht genügen.

(2) Die Mitgliedstaaten dürfen auf Zweigniederlas-
sungen von Verwaltungsgesellschaften mit Sitz außerhalb
der Europäischen Union, die ihre Geschäftstätigkeit
aufnehmen oder weiterführen, keine Bestimmungen
anwenden, die dazu führen, dass diese günstiger behan-
delt werden als Zweigniederlassungen von Verwaltungs-
gesellschaften mit Sitz in einem Mitgliedstaat.

(3) Vor der Erteilung der Zulassung an eine Verwal-
tungsgesellschaft sind die zuständigen Behörden des
anderen betroffenen Mitgliedstaats zu hören, wenn diese
Verwaltungsgesellschaft

a) Tochterunternehmen einer anderen Verwaltungsgesell-
schaft, einer Wertpapierfirma, eines Kreditinstituts
oder einer Versicherungsgesellschaft ist, die/das in
einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist,

b) Tochterunternehmen des Mutterunternehmens einer
anderen Verwaltungsgesellschaft, einer Wertpapier-
firma, eines Kreditinstituts oder einer Versicherungs-
gesellschaft ist, die/das in einem anderen Mitgliedstaat
zugelassen ist, oder
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c) von denselben natürlichen oder juristischen Personen
kontrolliert wird wie eine andere Verwaltungsgesell-
schaft, eine Wertpapierfirma, ein Kreditinstitut oder
eine Versicherungsgesellschaft, die/das in einem
anderen Mitgliedstaat zugelassen ist.

T i te l B

Beziehungen zu Drittländern

Artikel 5 c

(1) Die Beziehungen zu Drittländern sind durch die
einschlägigen Bestimmungen des Artikels 7 der Wertpa-
pierdienstleistungsrichtlinie geregelt.

Für die Zwecke dieser Richtlinie sind die Ausdrücke
‚Firma‘ bzw. ‚Wertpapierfirma‘ und ‚Wertpapierfirmen‘ in
Artikel 7 der Wertpapierdienstleistungsrichtlinie als
‚Verwaltungsgesellschaft‘ bzw. ‚Verwaltungsgesellschaften‘
zu verstehen; die Worte ‚Erbringung von Wertpapier-
dienstleistungen‘ in Artikel 7 Absatz 2 der Wertpapier-
dienstleistungsrichtlinie sind als ‚Erbringung von Dienst-
leistungen‘ zu verstehen.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission zudem
alle allgemeinen Schwierigkeiten mit, auf die die OGAW
beim Vertrieb ihrer Anteile in Drittländern stoßen.

Ti te l C

Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit

Artikel 5 d

(1) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied-
staats der Verwaltungsgesellschaft verlangen von einer
von ihnen zugelassenen Verwaltungsgesellschaft, dass sie
die in Artikel 5 und Artikel 5 a Absätze 1 und 2 dieser
Richtlinie genannten Bedingungen fortwährend erfüllt.
Die Eigenmittel einer Verwaltungsgesellschaft dürfen
nicht unter die in Artikel 5 a Absatz 1 Buchstabe a)
genannte Schwelle absinken. Tritt dieser Fall ein, können
die zuständigen Behörden der Gesellschaft jedoch —
sofern die Umstände dies rechtfertigen — eine Frist
einräumen, innerhalb deren sie entweder die Situation
korrigieren oder ihre Tätigkeit einstellen muss.

(2) Die Aufsicht über eine Verwaltungsgesellschaft
obliegt den zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied-
staats, unabhängig davon, ob die Verwaltungsgesellschaft
in einem anderen Mitgliedstaat eine Zweigniederlassung
errichtet oder Dienstleistungen erbringt; die Bestim-
mungen dieser Richtlinie, die eine Zuständigkeit der
Behörden des Aufnahmemitgliedstaats vorsehen, bleiben
hiervon unberührt.

Artikel 5 e

(1) Qualifizierte Beteiligungen an Verwaltungsgesell-
schaften unterliegen den Vorschriften des Artikels 9 der
Wertpapierdienstleistungsrichtlinie.

(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie sind die
Ausdrücke ‚Firma‘, ‚Wertpapierfirma‘ bzw. ‚Wertpapier-
firmen‘ des Artikels 9 der Wertpapierdienstleistungsricht-
linie als ‚Verwaltungsgesellschaft‘ bzw. ‚Verwaltungsgesell-
schaften‘ zu verstehen.

Artikel 5 f

(1) Jeder Herkunftsmitgliedstaat erlässt Aufsichtsregeln,
die eine Verwaltungsgesellschaft in Bezug auf die Tätig-
keit der Verwaltung von gemäß dieser Richtlinie zugelas-
senen OGAW fortwährend einzuhalten hat.

Insbesondere schreiben die zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats — auch unter Berücksichtigung
des Typs der von der Verwaltungsgesellschaft verwal-
teten OGAW — vor, dass jede dieser Verwaltungsgesell-
schaften

a) über eine ordnungsgemäße Verwaltung und Buchhal-
tung, Kontroll- und Sicherheitsvorkehrungen in Bezug
auf die elektronische Datenverarbeitung sowie ange-
messene interne Kontrollverfahren, zu denen insbe-
sondere Regeln für persönliche Geschäfte ihrer Ange-
stellten und für das Halten oder Verwalten von
Anlagen in Finanzinstrumenten zum Zwecke der
Anlage eigener Gelder gehören, verfügen muss, durch
die unter anderem gewährleistet wird, dass jedes den
Fonds betreffende Geschäft nach Herkunft, Gegen-
partei, Art, Abschlusszeitpunkt und -ort rekonstruiert
werden kann und dass das Vermögen der von der
Verwaltungsgesellschaft verwalteten Investmentfonds
oder Investmentgesellschaften gemäß den Vertragsbe-
dingungen dieser Fonds bzw. den Satzungen dieser
Investmentgesellschaften sowie den geltenden rechtli-
chen Bestimmungen angelegt wird;

b) so aufgebaut und organisiert ist, dass das Risiko von
Interessenkonflikten zwischen der Gesellschaft und
ihren Kunden, zwischen verschiedenen Kunden der
Gesellschaft, zwischen einem ihrer Kunden und einem
OGAW oder zwischen zwei OGAW, die den Inter-
essen der OGAW oder denen der Kunden schaden,
möglichst gering ist. Jedoch dürfen die organisatori-
schen Modalitäten bei der Errichtung einer Zweignie-
derlassung den vom Aufnahmemitgliedstaat in Bezug
auf Interessenkonflikte erlassenen Wohlverhaltensre-
geln nicht zuwiderlaufen.

(2) Eine Verwaltungsgesellschaft, deren Zulassung sich
auch auf die individuelle Portfolioverwaltung gemäß
Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe a) erstreckt,
— darf das Vermögen des Anlegers weder ganz noch

teilweise in Anteilen der von ihr verwalteten Invest-
mentfonds oder Investmentgesellschaften anlegen, es
sei denn, der Kunde hat zuvor eine allgemeine
Zustimmung gegeben,

— unterliegt in Bezug auf die Dienstleistungen gemäß
Artikel 5 Absatz 3 den Vorschriften der Richtlinie
97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädi-
gung der Anleger (*).

Artikel 5 g

(1) Gestatten die Mitgliedstaaten den Verwaltungsge-
sellschaften, eine oder mehrere ihrer Aufgaben zum
Zwecke einer effizienteren Geschäftsführung an Dritte zu
übertragen, die diese Aufgaben für sie wahrnehmen, so
müssen die folgenden Voraussetzungen erfüllt sein:

a) Die zuständigen Behörden sind in geeigneter Form
davon zu unterrichten;
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b) der Auftrag darf die Wirksamkeit der Beaufsichtigung
der Verwaltungsgesellschaft in keiner Weise beein-
trächtigen; insbesondere darf er weder die Verwal-
tungsgesellschaft daran hindern, im Interesse ihrer
Anleger zu handeln, noch darf er verhindern, dass
der OGAW im Interesse der Anleger verwaltet wird;

c) wenn die Übertragung die Anlageverwaltung betrifft,
so darf der Auftrag nur Unternehmen erteilt werden,
die für die Zwecke der Vermögensverwaltung zuge-
lassen oder eingetragen sind und einer Aufsicht
unterliegen; die Übertragung muss mit den von der
Verwaltungsgesellschaft regelmäßig festgelegten
Vorgaben für die Verteilung der Anlagen in Einklang
stehen;

d) wenn der Auftrag die Anlageverwaltung betrifft und
einem Drittlandsunternehmen erteilt wird, so muss
die Zusammenarbeit zwischen den betroffenen
Aufsichtsbehörden sichergestellt sein;

e) der Verwahrstelle oder anderen Unternehmen, deren
Interessen mit denen der Verwaltungsgesellschaft oder
der Anteilinhaber kollidieren können, darf kein
Auftrag für die Hauptdienstleistung der Anlageverwal-
tung erteilt werden;

f) es sind Maßnahmen zu ergreifen, die die Personen,
die die Geschäfte der Verwaltungsgesellschaft führen,
in die Lage versetzen, die Tätigkeiten des Unterneh-
mens, dem der Auftrag erteilt wurde, jederzeit
wirksam zu überwachen;

g) der Auftrag hindert die Personen, die die Geschäfte
der Verwaltungsgesellschaft führen, nicht daran, dem
Unternehmen, dem die Aufgaben übertragen wurden,
jederzeit weitere Anweisungen zu erteilen oder den
Auftrag mit sofortiger Wirkung zu entziehen, wenn
dies im Interesse der Anleger ist;

h) unter Berücksichtigung der Art der zu übertragenden
Aufgaben muss das Unternehmen, dem diese
Aufgaben übertragen werden, über die entsprechende
Qualifikation verfügen und in der Lage sein, die
betreffenden Aufgaben wahrzunehmen; und

i) in den OGAW-Prospekten sind die Aufgaben aufzulis-
ten, für deren Übertragung die Verwaltungsgesell-
schaft eine Genehmigung erhalten hat.

(2) Auf keinen Fall wird die Haftung der Verwaltungs-
gesellschaft und der Verwahrstelle durch die Tatsache
berührt, dass die Verwaltungsgesellschaft eigene
Aufgaben auf Dritte übertragen hat; ferner darf die
Verwaltungsgesellschaft ihre Aufgaben nicht in einem
Umfang übertragen, der sie zu einer Briefkastenfirma
werden lässt.

Artikel 5 h

Jeder Mitgliedstaat erlässt Wohlverhaltensregeln, welche
die in diesem Mitgliedstaat zugelassenen Verwaltungsge-
sellschaften fortwährend einzuhalten haben. Diese Regeln
müssen zumindest die Beachtung der unter den nachste-
henden Gedankenstrichen aufgeführten Grundsätze
gewährleisten. Gemäß diesen Grundsätzen muss die
Verwaltungsgesellschaft

a) bei der Ausübung ihrer Tätigkeit recht und billig im
besten Interesse der von ihr verwalteten OGAW und
der Integrität des Marktes handeln;

b) ihre Tätigkeit mit der gebotenen Sachkenntnis, Sorg-
falt und Gewissenhaftigkeit im besten Interesse der
von ihr verwalteten OGAW und der Integrität des
Marktes ausüben;

c) über die für eine ordnungsgemäße Geschäftstätigkeit
erforderlichen Mittel und Verfahren verfügen und
diese wirksam einsetzen;

d) sich um die Vermeidung von Interessenkonflikten
bemühen und, wenn sich diese nicht vermeiden
lassen, dafür sorgen, dass die von ihr verwalteten
OGAW nach Recht und Billigkeit behandelt werden;
und

e) alle für die Ausübung ihrer Tätigkeit geltenden
Vorschriften im besten Interesse ihrer Anleger und
der Integrität des Marktes einhalten.

Ti te l D

Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungsverkehr

Artikel 6

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine
Verwaltungsgesellschaft, die gemäß dieser Richtlinie von
den zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaats
zugelassen wurde, in ihren Hoheitsgebieten die Tätig-
keiten, für die sie eine Zulassung erhalten hat, entweder
durch Errichtung einer Zweigniederlassung oder im
Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs ausüben
kann.

(2) Die Mitgliedstaaten dürfen die Errichtung einer
Zweigniederlassung oder das Erbringen von Dienstleis-
tungen weder von einer Zulassung noch von einem
Dotationskapital noch von einer sonstigen Vorausset-
zung gleicher Wirkung abhängig machen.

Artikel 6 a

(1) Jede Verwaltungsgesellschaft, die im Hoheitsgebiet
eines anderen Mitgliedstaats eine Zweigniederlassung
errichten möchte, muss die Bedingungen der Artikel 5
und 5 a erfüllen und den zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats ihre Absicht mitteilen.

(2) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass eine
Verwaltungsgesellschaft, die eine Zweigniederlassung in
einem anderen Mitgliedstaat errichten möchte,
zusammen mit der Mitteilung gemäß Absatz 1 folgende
Angaben und Unterlagen vorzulegen hat:

a) Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Verwal-
tungsgesellschaft eine Zweigniederlassung errichten
möchte;

b) Geschäftsplan, in dem die geplanten Tätigkeiten und
Dienstleistungen gemäß Artikel 5 Absätze 2 und 3
und die Organisationsstruktur der Zweigniederlassung
angegeben sind;

c) Anschrift, unter der die Unterlagen der Verwaltungs-
gesellschaft im Aufnahmemitgliedstaat angefordert
werden können;

d) Namen der Leiter der Zweigniederlassung.
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(3) Sofern die zuständigen Behörden des Herkunfts-
mitgliedstaats in Anbetracht der beabsichtigten Tätigkeit
keine Gründe für Zweifel an der Angemessenheit der
Verwaltungsstruktur oder der Angemessenheit der
Finanzlage der betreffenden Verwaltungsgesellschaft
haben, übermitteln sie innerhalb von drei Monaten nach
Eingang sämtlicher Angaben gemäß Absatz 2 diese den
zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats und
teilen dies der betreffenden Verwaltungsgesellschaft mit.
Ferner übermitteln sie Einzelheiten zu etwaigen Entschä-
digungssystemen, die den Schutz der Anleger sicher-
stellen sollen.

Lehnen die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied-
staats die Übermittlung der in Absatz 2 genannten
Angaben an die zuständigen Behörden des Aufnahme-
mitgliedstaats ab, so nennen sie der betroffenen Verwal-
tungsgesellschaft innerhalb von zwei Monaten nach
Eingang sämtlicher Angaben die Gründe dafür. Im Falle
einer solchen Ablehnung oder der Nichtäußerung
können die Gerichte des Herkunftsmitgliedstaats ange-
rufen werden.

(4) Bevor die Zweigniederlassung der Verwaltungsge-
sellschaft ihre Tätigkeit aufnimmt, verfügen die zustän-
digen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats über einen
Zeitraum von zwei Monaten nach Eingang der in Absatz
2 genannten Angaben zur Vorbereitung der Beaufsichti-
gung der Verwaltungsgesellschaft und erforderlichenfalls
zur Angabe der Bedingungen — einschließlich der in
den Artikeln 44 und 45 genannten Vorschriften des
Aufnahmemitgliedstaats sowie der im Falle der individu-
ellen Portfolioverwaltung gemäß Artikel 5 Absatz 3 und
bei der Anlageberatung und im Verwahrungsgeschäft
einzuhaltenden Wohlverhaltensregeln —, die aus
Gründen des Allgemeininteresses für die Ausübung
dieser Tätigkeit im Aufnahmemitgliedstaat gelten.

(5) Nach Eingang einer Mitteilung der zuständigen
Behörden des Aufnahmemitgliedstaats oder — bei Nicht-
äußerung — nach Ablauf der in Absatz 4 genannten
Frist kann die Zweigniederlassung errichtet werden und
ihre Tätigkeit aufnehmen. Ab diesem Zeitpunkt kann die
Verwaltungsgesellschaft auch mit dem Vertrieb der
Anteile der Investmentfonds und Investmentgesell-
schaften beginnen, die dieser Richtlinie unterliegen und
die sie verwaltet, es sei denn, die zuständigen Behörden
des Aufnahmemitgliedstaats stellen in einer mit Gründen
versehenen Entscheidung — die den zuständigen
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats zu übermitteln ist
— vor Ablauf dieses Zweimonatszeitraums fest, dass die
Modalitäten des Vertriebs der Anteile nicht den in
Artikel 44 Absatz 1 und Artikel 45 genannten
Vorschriften entsprechen.

(6) Im Falle einer Änderung des Inhalts der gemäß
Absatz 2 Buchstaben b), c) oder d) übermittelten
Angaben teilt die Verwaltungsgesellschaft den zustän-
digen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats und des
Aufnahmemitgliedstaats die betreffende Änderung minde-
stens einen Monat vor deren Vornahme schriftlich mit,
damit die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied-
staats gemäß Absatz 3 und die zuständigen Behörden
des Aufnahmemitgliedstaats gemäß Absatz 4 zu dieser
Änderung eine Entscheidung treffen können.

(7) Im Falle einer Änderung bei den gemäß Absatz 3
Unterabsatz 1 übermittelten Angaben teilen die
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats dies den Behörden
des Aufnahmemitgliedstaats mit.

Artikel 6 b

(1) Jede Verwaltungsgesellschaft, die ihre Tätigkeit
erstmals im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats
im Wege des freien Dienstleistungsverkehrs ausüben
möchte, übermittelt den zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats die folgenden Angaben:

a) Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Verwal-
tungsgesellschaft ihre Tätigkeit ausüben möchte;

b) Geschäftsplan mit Angabe der geplanten Tätigkeiten
und Dienstleistungen gemäß Artikel 5 Absätze 2 und
3.

(2) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied-
staats bringen den zuständigen Behörden des Aufnahme-
mitgliedstaats die Informationen nach Absatz 1 inner-
halb eines Monats nach deren Eingang zur Kenntnis.

Ferner übermitteln sie Einzelheiten zu etwaigen Entschä-
digungssystemen, die den Schutz der Anleger sicher-
stellen sollen.

(3) Die Verwaltungsgesellschaft kann daraufhin unge-
achtet des Artikels 46 ihre Tätigkeit im Aufnahmemit-
gliedstaat aufnehmen.

Die zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats
teilen der Verwaltungsgesellschaft gegebenenfalls nach
Erhalt der Mitteilung gemäß Absatz 1 die Bedingungen
einschließlich der im Falle der individuellen Portfoliover-
waltung gemäß Artikel 5 Absatz 3 und bei der Anlage-
beratung und im Verwahrungsgeschäft einzuhaltenden
Wohlverhaltensregeln mit, die die Verwaltungsgesell-
schaft aus Gründen des Allgemeininteresses im Aufnah-
memitgliedstaat einzuhalten hat.

(4) Im Falle einer Änderung des Inhalts der nach
Absatz 1 Buchstabe b) übermittelten Angaben teilt die
Verwaltungsgesellschaft den zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats und des Aufnahmemitgliedstaats
diese Änderung vor deren Vornahme schriftlich mit,
damit die zuständigen Behörden des Aufnahmemitglied-
staats die Verwaltungsgesellschaft gegebenenfalls von
erforderlichen Änderungen oder Ergänzungen der nach
Absatz 3 mitzuteilenden Angaben unterrichten können.

(5) Eine Verwaltungsgesellschaft unterliegt dem Melde-
verfahren dieses Artikels auch dann, wenn sie einen
Dritten mit dem Vertrieb der Anteile in einem Aufnah-
memitgliedstaat betraut.

Artikel 6 c

(1) Die Aufnahmemitgliedstaaten können für statisti-
sche Zwecke von jeder Verwaltungsgesellschaft mit einer
Zweigniederlassung in ihrem Hoheitsgebiet verlangen,
ihren zuständigen Behörden in regelmäßigen Abständen
Bericht über die in ihrem Hoheitsgebiet getätigten
Geschäfte zu erstatten.
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(2) Die Aufnahmemitgliedstaaten können in
Ausübung der ihnen durch diese Richtlinie übertragenen
Befugnisse von den Zweigniederlassungen der Verwal-
tungsgesellschaften die Angaben verlangen, die sie zu
diesem Zweck auch von inländischen Verwaltungsgesell-
schaften verlangen.

Die Aufnahmemitgliedstaaten können von den Verwal-
tungsgesellschaften, die in ihrem Hoheitsgebiet im
Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs tätig sind, die
Angaben verlangen, die erforderlich sind, um die Einhal-
tung der für diese Verwaltungsgesellschaften maßge-
benden Normen der Aufnahmemitgliedstaaten durch
diese Gesellschaften zu überwachen; diese Anforde-
rungen dürfen jedoch nicht strenger sein als die Anfor-
derungen, die diese Mitgliedstaaten den niedergelassenen
Verwaltungsgesellschaften zur Überwachung der Einhal-
tung derselben Normen auferlegen.

(3) Stellen die zuständigen Behörden des Aufnahme-
mitgliedstaats fest, dass eine Verwaltungsgesellschaft, die
eine Zweigniederlassung in ihrem Hoheitsgebiet hat oder
dort Dienstleistungen erbringt, gegen Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften verstößt, die in Anwendung der
eine Zuständigkeit der Behörden des Aufnahmemitglied-
staats begründenden Bestimmungen dieser Richtlinie in
diesem Staat erlassen wurden, so fordern die Behörden
die betreffende Verwaltungsgesellschaft auf, die
vorschriftswidrige Situation zu beenden.

(4) Unternimmt die Verwaltungsgesellschaft nicht die
erforderlichen Schritte, so setzen die zuständigen
Behörden des Aufnahmemitgliedstaats die zuständigen
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats davon in Kenntnis.
Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
treffen unverzüglich alle geeigneten Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die betreffende Verwaltungsgesell-
schaft die vorschriftswidrige Situation beendet. Die Art
dieser Maßnahmen ist den zuständigen Behörden des
Aufnahmemitgliedstaats mitzuteilen.

(5) Verstößt die Verwaltungsgesellschaft trotz der vom
Herkunftsmitgliedstaat getroffenen Maßnahmen oder
infolge unzureichender oder fehlender Maßnahmen des
betreffenden Mitgliedstaates weiter gegen die in Absatz 2
genannten Rechts- und Verwaltungsvorschriften des
Aufnahmemitgliedstaats, so kann dieser nach Unterrich-
tung der zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied-
staats geeignete Maßnahmen ergreifen, um weitere
Verstöße zu verhindern oder zu ahnden; soweit erforder-
lich, kann er dieser Verwaltungsgesellschaft auch neue
Geschäfte in seinem Hoheitsgebiet untersagen. Die
Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die für diese
Maßnahmen erforderlichen Schriftstücke in ihrem
Hoheitsgebiet den Verwaltungsgesellschaften zugestellt
werden können.

(6) Die vorstehenden Bestimmungen berühren nicht
die Befugnis der Aufnahmemitgliedstaaten, geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um in ihrem Hoheitsgebiet
begangene Verstöße gegen die von ihnen aus Gründen
des Allgemeininteresses erlassenen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften zu verhindern oder zu ahnden. Dazu
gehört auch die Möglichkeit, einer Verwaltungsgesell-
schaft, die sich vorschriftswidrig verhält, neue Geschäfte
in ihrem Hoheitsgebiet zu untersagen.

(7) Jede Maßnahme gemäß den Absätzen 4, 5 oder 6,
die Sanktionen oder eine Einschränkung der Tätigkeit
einer Verwaltungsgesellschaft beinhaltet, ist ordnungs-
gemäß zu begründen und der betreffenden Verwaltungs-
gesellschaft mitzuteilen. Gegen jede derartige Maßnahme
kann in dem Mitgliedstaat, in dem sie ergriffen wurde,
Klage erhoben werden.

(8) In dringenden Fällen können die zuständigen
Behörden des Aufnahmemitgliedstaats vor der Einleitung
des in den Absätzen 3, 4 oder 5 vorgesehenen Verfah-
rens die Sicherungsmaßnahmen ergreifen, die zum
Schutz der Interessen der Anleger oder sonstiger
Personen, für die Dienstleistungen erbracht werden,
notwendig sind. Die Kommission und die zuständigen
Behörden der anderen betroffenen Mitgliedstaaten sind
von solchen Maßnahmen so früh wie möglich zu unter-
richten.

Die Kommission kann nach Anhörung der zuständigen
Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten beschließen,
dass der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen zu
ändern oder aufzuheben hat.

(9) Im Falle eines Widerrufs der Zulassung sind die
zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats zu
unterrichten; sie treffen geeignete Maßnahmen, damit die
betreffende Verwaltungsgesellschaft nicht neue Geschäfte
im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats tätigt und die
Interessen der Anleger gewahrt werden. Alle zwei Jahre
unterbreitet die Kommission dem gemäß Artikel 53
eingesetzten Kontaktausschuss einen Bericht über diese
Fälle.

(10) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die
Anzahl und die Art der Fälle mit, in denen eine Ableh-
nung gemäß Artikel 6 a ausgesprochen wurde oder
Maßnahmen nach Absatz 5 getroffen worden sind. Alle
zwei Jahre unterbreitet die Kommission dem gemäß
Artikel 53 dieser Richtlinie eingesetzten Kontaktaus-
schuss einen Bericht über diese Fälle.

(*) ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22.“

4. Vor Artikel 7 wird folgende Überschrift eingefügt:

„ABSCHNITT III a

Verpflichtungen betreffend die Verwahrstelle“

5. Der Titel von Abschnitt IV und Artikel 12 erhalten
folgende Fassung:

„ABSCHNITT IV

Verpflichtungen betreffend die Investmentgesell-
schaften

Tite l A

Bedingungen für die Aufnahme der Tätigkeit

Artikel 12

Für den Zugang zur Tätigkeit einer Investmentgesell-
schaft ist die vorherige förmliche Zulassung durch die
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates erfor-
derlich.

Die Mitgliedstaaten bestimmen die Rechtsform, welche
eine Investmentgesellschaft haben muss.“
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6. Die folgenden Artikel werden eingefügt:

„Artikel 13 a

(1) Unbeschadet sonstiger allgemein geltender Bedin-
gungen des einzelstaatlichen Rechts erteilen die zustän-
digen Behörden einer Investmentgesellschaft eine Zulas-
sung nur, wenn diese eine Verwaltungsgesellschaft
benannt hat oder wenn sie mit einem ausreichenden
Anfangskapital von mindestens 300 000 EUR ausge-
stattet ist.

Hat eine Investmentgesellschaft keine gemäß dieser
Richtlinie zugelassene Verwaltungsgesellschaft benannt,

— wird eine Zulassung ferner nur erteilt, wenn dem
Antrag auf Zulassung ein Geschäftsplan beigefügt
wird, aus dem unter anderem der organisatorische
Aufbau der Investmentgesellschaft hervorgeht;

— müssen die Geschäftsleiter der Investmentgesellschaft
ausreichend gut beleumdet sein und auch in Bezug
auf die Art der Geschäftstätigkeit der Investmentge-
sellschaft über ausreichende Erfahrung verfügen. Zu
diesem Zweck sind die Namen der Geschäftsleiter
sowie jeder Wechsel dieser Geschäftsleiter den
zuständigen Behörden unverzüglich mitzuteilen. Über
die Geschäftspolitik der Investmentgesellschaft
müssen mindestens zwei Personen, die die genannten
Bedingungen erfüllen, bestimmen. ‚Geschäftsleiter‘
sind die Personen, die die Investmentgesellschaft
aufgrund der gesetzlichen Vorschriften oder der
Satzung vertreten oder die Ausrichtung der Tätigkeit
der Investmentgesellschaft tatsächlich bestimmen;

— erteilen die zuständigen Behörden die Zulassung
außerdem nur dann, wenn etwaige enge Verbin-
dungen, die zwischen der Investmentgesellschaft und
anderen natürlichen oder juristischen Personen
bestehen, sie nicht bei der ordnungsgemäßen Erfül-
lung ihrer Aufsichtsfunktionen behindern.

Die zuständigen Behörden erteilen ferner die Zulassung
nicht, wenn sie bei der ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer
Aufsichtsfunktionen durch die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften eines Drittlandes, denen eine oder mehrere
natürliche oder juristische Personen unterstehen, zu
denen die Investmentgesellschaft enge Verbindungen
besitzt, oder durch Schwierigkeiten bei deren Anwen-
dung behindert werden.

Die zuständigen Behörden schreiben vor, dass die Invest-
mentgesellschaft ihnen die geforderten Angaben übermit-
telt.

(2) Dem Antragsteller ist binnen sechs Monaten nach
Einreichung eines vollständigen Antrags mitzuteilen, ob
eine Zulassung erteilt wird. Jede Ablehnung eines
Antrags ist zu begründen.

(3) Nach Erteilung der Zulassung kann die Invest-
mentgesellschaft ihre Tätigkeit sofort aufnehmen.

(4) Die zuständigen Behörden dürfen einer unter diese
Richtlinie fallenden Investmentgesellschaft die Zulassung

nur entziehen, wenn die betreffende Investmentgesell-
schaft

a) von der Zulassung nicht binnen zwölf Monaten
Gebrauch macht, ausdrücklich auf sie verzichtet oder
seit mehr als sechs Monaten die in dieser Richtlinie-
genannten Tätigkeiten nicht mehr ausübt, es sei denn,
der betreffende Mitgliedstaat sieht in diesen Fällen das
Erlöschen der Zulassung vor;

b) die Zulassung aufgrund falscher Erklärungen oder auf
sonstige rechtswidrige Weise erhalten hat;

c) die Voraussetzungen, auf denen die Zulassung
beruhte, nicht mehr erfüllt;

d) in schwerwiegender Weise und/oder systematisch
gegen die gemäß dieser Richtlinie erlassenen Bestim-
mungen verstoßen hat; oder

e) ein in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorge-
sehener Grund für den Entzug vorliegt.

T i te l B

Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit

Artikel 13 b

Die Artikel 5 g und 5 h gelten für Investmentgesell-
schaften, die keine gemäß dieser Richtlinie zugelassene
Verwaltungsgesellschaft benannt haben. Für die Zwecke
dieses Artikels ist der Ausdruck ‚Verwaltungsgesellschaft‘
als ‚Investmentgesellschaft‘ zu verstehen.

Eine Investmentgesellschaft darf nur die Vermögensge-
genstände ihres eigenen Portfolios verwalten; ihr darf in
keinem Fall der Auftrag zur Verwaltung von Vermögens-
gegenständen Dritter erteilt werden.

Artikel 13 c

Jeder Herkunftsmitgliedstaat erlässt Aufsichtsregeln, die
eine Investmentgesellschaft, die keine gemäß dieser
Richtlinie zugelassene Verwaltungsgesellschaft benannt
hat, fortwährend einzuhalten hat.

Insbesondere schreiben die zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats — auch unter Berücksichtigung
des Typs der Investmentgesellschaft — vor, dass die
betreffende Investmentgesellschaft über eine ordnungsge-
mäße Verwaltung und Buchhaltung, Kontroll- und
Sicherheitsvorkehrungen in Bezug auf die elektronische
Datenverarbeitung sowie angemessene interne Kontroll-
verfahren, zu denen insbesondere Regeln für persönliche
Geschäfte ihrer Angestellten und für das Halten oder
Verwalten von Anlagen in Finanzinstrumenten zum
Zwecke der Anlage ihres Anfangskapitals gehören,
verfügen muss, durch die unter anderem gewährleistet
wird, dass jedes die Gesellschaft betreffende Geschäft
nach Herkunft, Gegenpartei, Art, Abschlusszeitpunkt und
-ort rekonstruiert werden kann und dass das Vermögen
der Investmentgesellschaft gemäß ihrer Satzung und
gemäß den geltenden rechtlichen Bestimmungen angelegt
wird.“
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7. Vor Artikel 14 wird folgende Überschrift eingefügt:

„ABSCHNITT IV a

Verpflichtungen betreffend die Verwahrstelle“

8. Artikel 27 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Von der Verwaltungsgesellschaft — für jeden der
von ihr verwalteten Investmenttrust oder Investment-
fonds — und von der Investmentgesellschaft sind
folgende Unterlagen zu veröffentlichen:
— ein vereinfachter Prospekt,
— ein vollständiger Prospekt,
— ein Jahresbericht je Geschäftsjahr und
— ein Halbjahresbericht, der sich auf die ersten sechs

Monate des Geschäftsjahres erstreckt.“

9. Artikel 28 erhält folgende Fassung:

„Artikel 28

(1) Sowohl der vereinfachte Prospekt als auch der
vollständige Prospekt müssen die Angaben enthalten, die
erforderlich sind, damit sich die Anleger über die ihnen
vorgeschlagene Anlage und vor allem über die damit
verbundenen Risiken ein fundiertes Urteil bilden kann.
Der vollständige Prospekt muss — unabhängig von der
Art der Instrumente, in die investiert wird — eine
eindeutige und leicht verständliche Erläuterung des Risi-
koprofils des Fonds enthalten.

(2) Der vollständige Prospekt muss mindestens die
Angaben enthalten, die in Schema A in Anhang I dieser
Richtlinie vorgesehen sind, soweit diese Angaben nicht
bereits in den Vertragsbedingungen des Investmentfonds
oder in der Satzung der Investmentgesellschaft enthalten
sind, die dem vollständigen Prospekt gemäß Artikel 29
Absatz 1 als Anhang beizufügen sind.

(3) Der vereinfachte Prospekt muss eine Zusammen-
fassung der wichtigsten Informationen enthalten, die in
Schema C in Anhang I dieser Richtlinie vorgesehen sind.
Er ist so zu gliedern und abzufassen, dass er für den
Durchschnittsanleger leicht verständlich ist. Die Mitglied-
staaten können gestatten, dass der vereinfachte Prospekt
dem vollständigen Prospekt als herausnehmbarer Teil
beigefügt wird. Der vereinfachte Prospekt kann als
Marketingunterlage dienen und so konzipiert sein, dass
er — abgesehen von einer Übersetzung — unverändert
für alle Mitgliedstaaten verwendet werden kann. Die
Mitgliedstaaten dürfen daher keine weiteren Unterlagen
oder zusätzlichen Angaben verlangen.

(4) Sowohl der vollständige als auch der vereinfachte
Prospekt können als schriftliches Dokument erstellt oder
auf einem von den zuständigen Behörden gebilligten
dauerhaften Datenträger mit gleichwertiger Rechtsstellung
gespeichert werden.

(5) Der Jahresbericht muss eine Bilanz oder eine
Vermögensübersicht, eine gegliederte Rechnung über
Erträge und Aufwendungen des Geschäftsjahres, einen
Bericht über die Tätigkeiten des abgelaufenen Geschäfts-
jahres und alle sonstigen in Schema B in Anhang I
dieser Richtlinie vorgesehenen Angaben enthalten, sowie
alle wesentlichen Informationen, die es den Anlegern
ermöglichen, sich in voller Sachkenntnis ein Urteil über
die Entwicklung der Tätigkeit und der Ergebnisse des
OGAW zu bilden.

(6) Der Halbjahresbericht muss mindestens die in den
Abschnitten I bis IV des Schemas B in Anhang I dieser
Richtlinie vorgesehenen Angaben enthalten; die Zahlen-
angaben müssen — wenn ein OGAW Zwischenausschüt-
tungen vorgenommen hat oder dies vorschlägt — das
Ergebnis nach Steuern für das betreffende Halbjahr sowie
die erfolgte oder vorgesehene Zwischenausschüttung
ausweisen.“

10. Artikel 29 erhält folgende Fassung:

„Artikel 29

(1) Die Vertragsbedingungen des Investmentfonds oder
die Satzung der Investmentgesellschaft sind Bestandteil
des vollständigen Prospekts und diesem beizufügen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Dokumente brauchen
dem vollständigen Prospekt jedoch nicht beigefügt zu
werden, wenn der Anteilinhaber davon unterrichtet wird,
dass er auf Verlangen diese Dokumente erhalten oder
auf Anfrage erfahren kann, an welcher Stelle er sie in
jedem Mitgliedstaat, in dem die Anteile angeboten
werden, einsehen kann.“

11. Artikel 30 erhält folgende Fassung:

„Artikel 30

Die Angaben von wesentlicher Bedeutung im verein-
fachten sowie im vollständigen Prospekt sind auf dem
neuesten Stand zu halten.“

12. Artikel 32 erhält folgende Fassung:

„Artikel 32

OGAW müssen den zuständigen Behörden ihren verein-
fachten Prospekt und ihren vollständigen Prospekt und
deren Änderungen sowie ihre Jahres- und Halbjahresbe-
richte übermitteln.“

13. Artikel 33 erhält folgende Fassung:

„Artikel 33

(1) Der vereinfachte Prospekt ist potenziellen Zeich-
nern vor Vertragsabschluss kostenlos anzubieten.

Darüber hinaus sind den Zeichnern der vollständige
Prospekt sowie der letzte veröffentlichte Jahres- und
Halbjahresbericht auf Verlangen kostenlos zur Verfügung
zu stellen.

(2) Die Jahres- und Halbjahresberichte werden den
Anteilinhabern auf Verlangen kostenlos zur Verfügung
gestellt.

(3) Die Jahres- und die Halbjahresberichte müssen der
Öffentlichkeit an den im vollständigen Prospekt und im
vereinfachten Prospekt genannten Stellen oder in anderer
von den zuständigen Behörden genehmigter Form
zugänglich sein.“

14. Artikel 35 erhält folgende Fassung:

„Artikel 35

Jede Werbung, die eine Aufforderung zum Erwerb von
Anteilen eines OGAW enthält, muss auf das Vorhanden-
sein von Prospekten hinweisen sowie die Stellen
bezeichnen, bei denen diese Prospekte für das Publikum
erhältlich sind, bzw. die Art und Weise des möglichen
Zugangs des Publikums zu ihnen angeben.“
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15. Artikel 46 erhält folgende Fassung:

„Artikel 46

Wenn ein OGAW beabsichtigt, seine Anteile in einem
anderen Mitgliedstaat als dem, in dem er ansässig ist, zu
vertreiben, muss er dies den zuständigen Stellen des
anderen Mitgliedstaats vorher anzeigen. Zugleich muss er
diesen Stellen Folgendes vorlegen:

— eine Bescheinigung der zuständigen Behörden, dass
er die Vorschriften dieser Richtlinie erfüllt,

— seine Vertragsbedingungen oder seine Satzung,

— seinen vollständigen und seinen vereinfachten
Prospekt,

— gegebenenfalls den letzten Jahresbericht und den
anschließenden Halbjahresbericht sowie

— Angaben über die vorgesehenen Modalitäten für den
Vertrieb seiner Anteile in diesem anderen Mitglied-
staat.

Eine Investmentgesellschaft bzw. eine Verwaltungsgesell-
schaft kann mit dem Vertrieb ihrer Anteile in diesem
anderen Mitgliedstaat zwei Monate nach Vorlage dieser
Unterlagen beginnen, es sei denn, die Behörden der
betreffenden Mitgliedstaaten stellen in einer mit Gründen
versehenen Entscheidung vor Ablauf des Zeitraums von
zwei Monaten fest, dass die Modalitäten des Vertriebs
der Anteile nicht den in Artikel 44 Absatz 1 und
Artikel 45 genannten Vorschriften entsprechen.“

16. Artikel 47 erhält folgende Fassung:

„Artikel 47

Vertreibt ein OGAW seine Anteile in einem anderen
Mitgliedstaat als dem, in dem er ansässig ist, so muss er
in diesem anderen Mitgliedstaat — jedoch gemäß den
Modalitäten des Herkunftsmitgliedstaats — den vollstän-
digen und den vereinfachten Prospekt, die Jahres- und
Halbjahresberichte sowie die anderen in den Artikeln 29
und 30 genannten Informationen veröffentlichen.

Diese Unterlagen sind in der Amtssprache bzw. in einer
der Amtssprachen des Aufnahmemitgliedstaats oder in
einer anderen von den zuständigen Behörden des
Aufnahmemitgliedstaats genehmigten Sprache zu
erstellen.“

17. Nach Artikel 52 werden die folgenden Artikel eingefügt:

„Artikel 52 a

(1) Betreiben Verwaltungsgesellschaften im Rahmen
des Dienstleistungsverkehrs oder durch Errichtung von
Zweigniederlassungen ihre Geschäfte in einem oder
mehreren Aufnahmemitgliedstaaten, so arbeiten die
zuständigen Behörden aller betroffenen Mitgliedstaaten
eng zusammen.

Sie stellen auf Anfrage einander bezüglich der Verwal-
tung und der Eigentumsverhältnisse dieser Verwaltungs-
gesellschaften alle Informationen zur Verfügung, die
deren Beaufsichtigung erleichtern könnten, sowie sämt-
liche Informationen, die geeignet sind, die Überwachung
dieser Gesellschaften zu erleichtern. Insbesondere

arbeiten die Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
zusammen, um den Behörden des Aufnahmemitglied-
staats die Erhebung der in Artikel 6 c Absatz 2
genannten Angaben zu ermöglichen.

(2) Soweit für die Ausübung ihrer Aufsichtsbefugnisse
erforderlich, werden die zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats von den zuständigen Behörden
des Aufnahmemitgliedstaats über alle vom Aufnahme-
mitgliedstaat nach Artikel 6 c Absatz 6 ergriffenen
Maßnahmen unterrichtet, die Sanktionen gegen eine
Verwaltungsgesellschaft oder eine Beschränkung ihrer
Tätigkeiten beinhalten.

Artikel 52 b

(1) Wenn eine in einem anderen Mitgliedstaat zugelas-
sene Verwaltungsgesellschaft ihre Tätigkeit im Aufnah-
memitgliedstaat über eine Zweigniederlassung ausübt,
sorgt der Aufnahmemitgliedstaat dafür, dass die zustän-
digen Behörden ihres Herkunftsmitgliedstaats nach
Unterrichtung der zuständigen Behörden des Aufnahme-
mitgliedstaats die in Artikel 52 a genannten Informa-
tionen selbst oder durch zu diesem Zweck benannte
Personen vor Ort überprüfen können.

(2) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied-
staats der Verwaltungsgesellschaft können auch die
zuständigen Behörden ihres Aufnahmemitgliedstaats um
diese Überprüfung ersuchen. Die ersuchten Behörden
müssen dem Ersuchen im Rahmen ihrer Befugnisse
entsprechen, indem sie die Überprüfung selbst
vornehmen oder die ersuchenden Behörden dazu
ermächtigen, oder aber gestatten, dass ein Wirtschafts-
prüfer oder Sachverständiger die Überprüfung vornimmt.

(3) Dieser Artikel berührt nicht das Recht der zustän-
digen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats, in
Ausübung der ihnen aufgrund dieser Richtlinie oblie-
genden Aufgaben vor Ort Überprüfungen der in ihrem
Hoheitsgebiet errichteten Zweigniederlassungen vorzu-
nehmen.“

18. Der Anhang der Richtlinie 85/611/EWG wird als
Anhang I nummeriert.

19. Schema A des Anhangs I wird wie folgt geändert:

1. In der Spalte „Informationen über die Investmentge-
sellschaft“ wird nach Nummer 1.2 Folgendes einge-
fügt:

„1.3. Im Falle von Investmentgesellschaften mit unter-
schiedlichen Anlagezweigen, Angabe dieser
Anlagezweige.“

2. In der Spalte „Informationen über die Investmentge-
sellschaft“ wird unter Nummer 1.13 folgender Satz
angefügt:

„Im Falle von Investmentgesellschaften mit unter-
schiedlichen Anlagezweigen, Angabe der Art und
Weise, wie ein Anteilinhaber von einem Anlagezweig
in den anderen wechseln kann, und welche Kosten
damit verbunden sind.“
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3. Nach Nummer 4 werden die folgenden Nummern 5
und 6 angefügt:
„5. Weitere Anlageinformationen

5.1. Gegebenenfalls bisherige Ergebnisse des
Investmentfonds bzw. der Investmentgesell-
schaft — diese Angaben können entweder
im Prospekt enthalten oder diesem beigefügt
sein

5.2. Profil des typischen Anlegers, für den der
Investmentfonds bzw. die Investmentgesell-
schaft konzipiert ist

6. Wirtschaftliche Informationen
6.1. Etwaige Kosten oder Gebühren mit

Ausnahme der unter Nummer 1.17
genannten Kosten, aufgeschlüsselt nach
denjenigen, die vom Anteilinhaber zu
entrichten sind, und denjenigen, die aus dem
Sondervermögen des Investmentfonds bzw.
der Investmentgesellschaft zu zahlen sind.“

20. Der Wortlaut in Anhang I der vorliegenden Richtlinie
wird dem Anhang I der Richtlinie 85/611/EWG ange-
fügt.

21. Der Anhang II der vorliegenden Richtlinie wird der
Richtlinie 85/611/EWG als Anhang II angefügt.

Übergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 2

(1) Wertpapierfirmen im Sinne von Artikel 1 Absatz 2
der Richtlinie 93/22/EWG, die lediglich zur Erbringung von
in Abschnitt A Nummer 3 und in Abschnitt C Nummern 1
und 6 des Anhangs jener Richtlinie genannten Dienstleis-
tungen zugelassen sind, können eine Zulassung im Rahmen
dieser Richtlinie erhalten, um Investmentfonds und Invest-
mentgesellschaften zu verwalten und selbst als „Verwaltungs-
gesellschaften“ aufzutreten. In diesem Falle müssen diese
Wertpapierfirmen ihre Zulassung gemäß der Richtlinie 93/
22/EWG zurückgeben.

(2) Verwaltungsgesellschaften, die bereits vor dem 13.
Februar 2004 in ihrem Herkunftsmitgliedstaat gemäß der
Richtlinie 85/611/EWG eine Zulassung für die Verwaltung
von OGAW in Form eines Investmentfonds oder einer
Investmentgesellschaft erhalten haben, gelten im Sinne dieser
Richtlinie als zugelassen, wenn die Rechtsvorschriften dieser

Mitgliedstaaten vorsehen, dass die Gesellschaften zur
Aufnahme dieser Tätigkeit Bedingungen genügen müssen, die
den in Artikel 5 a und 5 b genannten gleichwertig sind.

(3) Die vor dem 13. Februar 2004 bereits zugelassenen
Verwaltungsgesellschaften, die nicht zu den in Absatz 2
genannten Verwaltungsgesellschaften gehören, können ihre
Tätigkeit fortsetzen, sofern sie bis zum 13. Februar 2007
gemäß den Bestimmungen ihres Herkunftsmitgliedstaats die
Zulassung für die Fortsetzung der Tätigkeit gemäß den zur
Durchführung dieser Richtlinie erlassenen Bestimmungen
erhalten.

Die Bestimmungen dieser Richtlinie über die Niederlassungs-
freiheit und die Dienstleistungsfreiheit gelten für diese
Verwaltungsgesellschaften erst nach Erteilung der Zulassung.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten erlassen bis zum 13. August 2003 die
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind,
um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommis-
sion unverzüglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Vorschriften spätestens ab dem 13. Februar
2004 an.

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richt-
linie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der
Bezugnahme.

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 21. Januar 2002.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident

P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. ARIAS CAÑETE
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ANHANG I

„SCHEMA C

Inhalt des vereinfachten Prospekts

Kurzdarstellung des OGAW

— Datum der Gründung und Angabe des Mitgliedstaats, in dem der Investmentfonds oder die Investmentgesellschaft
eingetragen/gegründet wurde

— gegebenenfalls Hinweis darauf, dass der OGAW unterschiedliche Anlagezweige anbietet

— gegebenenfalls Verwaltungsgesellschaft

— gegebenenfalls erwartete Existenzdauer

— Verwahrstelle

— Abschlussprüfer

— Finanzgruppe (z. B. Bank), die für den OGAW wirbt.

Anlageinformationen

— kurze Definition des Anlageziels/der Anlageziele des OGAW

— Anlagestrategie des Investmentfonds oder der Investmentgesellschaft und kurze Bewertung des Risikoprofils des Fonds
(gegebenenfalls einschließlich der Angaben gemäß Artikel 24a und mit Untergliederung nach Anlagezweigen)

— gegebenenfalls bisherige Ergebnisse des Investmentfonds oder der Investmentgesellschaft zusammen mit einem Warn-
hinweis, dass dies keine Aussage über die künftigen Ergebnisse erlaubt — diese Angaben können entweder im
Prospekt enthalten oder diesem beigefügt sein

— Profil des typischen Anlegers, für den der Investmentfonds oder die Investmentgesellschaft konzipiert ist.

Wirtschaftliche Informationen

— geltende Steuervorschriften

— Ein- und Ausstiegsprovisionen

— etwaige sonstige Kosten und Gebühren, aufgeschlüsselt danach, ob sie vom Anteilinhaber zu entrichten sind, oder aus
dem Vermögen des Investmentfonds oder der Investmentgesellschaft zu zahlen sind.

Den Handel betreffende Informationen

— Art und Weise des Erwerbs der Anteile

— Art und Weise der Veräußerung der Anteile

— im Falle von OGAW mit unterschiedlichen Anlagezweigen, gegebenenfalls Angabe der Art und Weise, wie von einem
Anlagezweig in den anderen gewechselt werden kann, und Angabe der damit verbundenen Kosten

— gegebenenfalls Termin und Art und Weise der Ausschüttung der Dividenden auf Anteile oder Aktien der OGAW

— Häufigkeit und Ort bzw. Art und Weise der Veröffentlichung bzw. Zurverfügungstellung der Preise.

Zusätzliche Informationen

— Hinweis darauf, dass auf Anfrage der vollständige Prospekt sowie die Jahres- und Halbjahresberichte kostenlos vor und
nach Vertragsabschluss angefordert werden können

— zuständige Behörden

— Angabe einer Kontaktstelle (Person/Abteilung; Zeiten usw.), bei der gegebenenfalls weitere Auskünfte eingeholt werden
können

— Erscheinungsdatum des Prospekts.“
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ANHANG II

„ANHANG II

Aufgaben, die in die gemeinsame Portfolioverwaltung einbezogen sind

— Anlageverwaltung

— Administrative Tätigkeiten:

a) gesetzlich vorgeschriebene und im Rahmen der Fondsverwaltung vorgeschriebene Rechnungslegungsdienst-
leistungen

b) Kundenanfragen

c) Bewertung und Preisfestsetzung (einschließlich Steuererklärungen)

d) Überwachung der Einhaltung der Rechtsvorschriften

e) Führung des Anteilinhaberregisters

f) Gewinnausschüttung

g) Ausgabe und Rücknahme von Anteilen;

h) Kontraktabrechnungen (einschließlich Versand der Zertifikate)

i) Führung von Aufzeichnungen

— Vertrieb.“
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RICHTLINIE 2001/108/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 21. Januar 2002

zur Änderung der Richtlinie 85/611/EWG des Rates zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren

(OGAW) hinsichtlich der Anlagen der OGAW

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT
DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Geltungsbereich der Richtlinie 85/611/EWG des
Rates (4) war zunächst auf die Organismen für gemein-
same Anlagen des offenen Typs beschränkt, die ihre
Anteile beim Publikum in der Gemeinschaft vertreiben
und deren einziges Ziel die Anlage in Wertpapieren ist
(OGAW). In den Erwägungsgründen der Richtlinie 85/
611/EWG war vorgesehen, dass die nicht unter jene
Richtlinie fallenden Organismen für gemeinsame
Anlagen Gegenstand einer späteren Koordinierung sein
sollten.

(2) Angesichts der Marktentwicklungen sollten die Anlage-
möglichkeiten der OGAW auch auf andere hinreichend
liquide Finanzanlagen als Wertpapiere ausgedehnt
werden. Die Finanzinstrumente, die als Anlagevermö-
genswerte eines OGAW-Portfolios in Frage kommen,
werden in dieser Richtlinie genannt. Die Auswahl von
Anlagewerten für ein Portfolio mittels der Nachbildung
eines Indexes ist eine Managementtechnik.

(3) Die in dieser Richtlinie enthaltene Definition der Wert-
papiere gilt nur für diese Richtlinie und berührt in keiner
Weise die verschiedenen Definitionen, die in einzelstaat-
lichen Vorschriften für andere Zwecke, z. B. Steuer-
zwecke, verwendet werden. Von Gesellschaften wie den
„Building Societies“ oder den „Industrial and Provident
Societies“ ausgegebene Aktien oder Aktien gleichzustel-
lende Wertpapiere, bei denen das Eigentum in der Praxis
nur dadurch übertragen werden kann, dass sie von der
ausgebenden Gesellschaft zurückgekauft werden, fallen
folglich nicht unter diese Definition.

(4) Als Geldmarktinstrumente gelten die übertragbaren
Instrumente, die üblicherweise nicht auf geregelten
Märkten, sondern auf dem Geldmarkt gehandelt werden,

wie Schatzwechsel, Kommunalobligationen, Einlagenzer-
tifikate, Commercial Paper, Medium-Term-Notes und
Bankakzepte.

(5) Zweckmäßigerweise sollte sichergestellt werden, dass der
in dieser Richtlinie verwendete Begriff des geregelten
Marktes dem in der Richtlinie 93/22/EWG des Rates
vom 10. Mai 1993 über Wertpapierdienstleistungen (5)
verwendeten Begriff entspricht.

(6) Ein OGAW sollte sein Vermögen in Anteilen von
OGAW und/oder anderer Organismen für gemeinsame
Anlagen des offenen Typs anlegen können, die ebenfalls
nach dem Grundsatz der Risikostreuung in die in dieser
Richtlinie genannten liquiden Finanzanlagen investieren.
OGAW oder andere Organismen für gemeinsame
Anlagen, in die ein OGAW investiert, müssen einer
wirksamen Aufsicht unterliegen.

(7) Die Entwicklung von Anlagemöglichkeiten eines OGAW
in OGAW und in andere Organismen für gemeinsame
Anlagen sollte erleichtert werden. Deshalb muss unbe-
dingt sichergestellt werden, dass durch derartige Anlage-
tätigkeiten der Anlegerschutz nicht verringert wird.
Wegen der erweiterten Möglichkeiten eines OGAW, in
Anteile anderer OGAW und/oder Organismen für
gemeinsame Anlagen zu investieren, müssen bestimmte
Vorschriften für quantitative Anlagegrenzen, die Veröf-
fentlichung von Informationen und zur Verhütung des
Kaskade-Phänomens festgelegt werden.

(8) Um den Marktentwicklungen Rechnung zu tragen und
in Anbetracht der Vollendung der Wirtschafts- und
Währungsunion sollte ein OGAW auch in Bankeinlagen
investieren können. Um eine angemessene Liquidität der
Anlagen in Bankeinlagen zu gewährleisten, sollten dies
Sichteinlagen oder kündbare Einlagen sein. Werden die
Einlagen bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem
Nichtmitgliedstaat getätigt, so sollte dieses Kreditinstitut
Aufsichtsbestimmungen unterliegen, die denen des
Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind.

(9) Nicht nur ein OGAW, der gemäß seinen Vertragsbedin-
gungen oder seiner Satzung in Bankeinlagen investiert,
sondern alle OGAW sollten zusätzliche flüssige Mittel
wie Sichteinlagen halten dürfen. Das Halten derartiger
zusätzlicher flüssiger Mittel kann beispielsweise in
folgenden Fällen gerechtfertigt sein: Deckung laufender
oder außergewöhnlicher Zahlungen; im Fall von

(1) ABl. C 280 vom 9.9.1998, S. 6, und ABl. C 311 E vom
31.10.2000, S. 302.

(2) ABl. C 116 vom 28.4.1999, S. 44.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 17. Februar 2000

(ABl. C 339 vom 29.11.2000, S. 220), Gemeinsamer Standpunkt
des Rates vom 5. Juni 2001 (ABl. C 297 vom 23.10.2001, S. 35)
und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 23. Oktober 2001.
Beschluss des Rates vom 4. Dezember 2001.

(4) ABl. L 375 vom 31.12.1985, S. 3. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2000/64/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates (ABl. L 290 vom 17.11.2000, S. 27).

(5) ABl. L 141 vom 11.6.1993, S. 27. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2000/64/EG.
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Verkäufen, bis die Gelder wieder in Wertpapieren, Geld-
marktinstrumenten und/oder anderen von dieser Richt-
linie vorgesehenen Finanzanlagen angelegt werden
können; für einen absolut notwendigen Zeitraum, wenn
aufgrund ungünstiger Marktbedingungen die Anlage in
Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und anderen
Finanzanlagen ausgesetzt werden muss.

(10) Aus aufsichtsrechtlichen Gründen sollte ein OGAW eine
übermäßige Konzentration seiner mit einem Ausfallri-
siko behafteten Anlagen oder Einlagen bei ein und
demselben Emittenten bzw. Institut oder bei derselben
Unternehmensgruppe angehörenden Emittenten bzw.
Instituten vermeiden.

(11) Einem OGAW sollte es ausdrücklich gestattet sein, im
Rahmen seiner allgemeinen Anlagepolitik und/oder zu
Sicherungszwecken in abgeleitete Finanzinstrumente
(„Derivate“) zu investieren, wenn damit ein in seinem
Prospekt genanntes Finanzziel oder Risikoprofil verwirk-
licht werden soll. Um den Anlegerschutz zu gewährleis-
ten, ist es erforderlich, das mit Derivaten verbundene
maximale Risiko zu begrenzen, damit es den Gesamtnet-
towert des Anlageportfolios des OGAW nicht über-
schreitet. Um die durchgehende Beachtung der Risiken
und Engagements im Zusammenhang mit Derivate-
Geschäften sicherzustellen und die Einhaltung der Anla-
gegrenzen zu überprüfen, müssen diese Risiken und
Engagements kontinuierlich bewertet und überwacht
werden. Schließlich sollte ein OGAW zur Gewährleis-
tung des Anlegerschutzes durch öffentliche Information
seine Strategien, Techniken und Anlagegrenzen in Bezug
auf Derivate-Geschäfte beschreiben.

(12) Im Hinblick auf abgeleitete Finanzinstrumente, die nicht
an einer Börse gehandelt werden („OTC-Derivate“), sind
zusätzliche Anforderungen in Bezug auf die Eignung der
Gegenparteien und der Instrumente, die Liquidität und
die laufende Bewertung der Position vorzuschreiben. Mit
diesen zusätzlichen Vorschriften soll ein angemessenes
Anlegerschutzniveau gewährleistet werden, das dem
Niveau nahe kommt, das Anlegern beim Erwerb von auf
geregelten Märkten gehandelten Derivaten geboten wird.

(13) Derivate-Geschäfte dürfen niemals dazu verwendet
werden, die Grundsätze und Bestimmungen dieser Richt-
linie zu umgehen. Für Freiverkehrsderivate sind zusätz-
liche Risikostreuungsvorschriften für Engagements
gegenüber einer einzigen Gegenpartei oder Gruppe von
Gegenparteien einzuführen.

(14) Einige Portfolioverwaltungsmethoden für Organismen
für gemeinsame Anlagen, die hauptsächlich in Aktien
und/oder Schuldtitel investieren, basieren auf der Nach-
bildung von Aktien- und/oder Schuldtitelindizes. Ein
OGAW sollte allgemein bekannte und anerkannte
Aktien- und/oder Schuldtitelindizes nachbilden dürfen.

Daher kann es erforderlich sein, für die zu diesem
Zweck in Aktien und/oder Schuldtitel investierende
OGAW flexiblere Risikostreuungsregeln einzuführen.

(15) Organismen für gemeinsame Anlagen im Sinne dieser
Richtlinie sollten für keinen anderen Zweck als für die
gemeinsame Anlage der vom Publikum beschafften
Gelder gemäß den in dieser Richtlinie festgelegten
Regeln genutzt werden. In den in dieser Richtlinie
genannten Fällen darf ein OGAW nur dann Tochterge-
sellschaften haben, wenn dies erforderlich ist, um
bestimmte, ebenfalls in dieser Richtlinie festgelegte Tätig-
keiten für diesen OGAW durchzuführen. Eine wirksame
Beaufsichtigung der OGAW muss gewährleistet sein.
Deshalb sollte die Gründung einer OGAW-Tochtergesell-
schaft in Drittländern nur in den Fällen und zu den
Bedingungen gestattet werden, die in dieser Richtlinie
genannt sind. Die allgemeine Pflicht, allein im Interesse
der Anteilseigner zu handeln, und insbesondere das Ziel
einer größeren Kostenwirksamkeit rechtfertigen keine
Maßnahmen eines OGAW, durch die die zuständigen
Behörden an einer wirksamen Beaufsichtigung gehindert
werden können.

(16) Der freie grenzüberschreitende Vertrieb der Anteile eines
breiteren Spektrums von Organismen für gemeinsame
Anlagen muss gewährleistet und gleichzeitig ein einheit-
liches Mindestniveau des Anlegerschutzes sichergestellt
werden. Daher sind die angestrebten Ziele nur mit einer
verbindlichen Gemeinschaftsrichtlinie, in der abge-
stimmte Mindeststandards festgelegt werden, zu errei-
chen. Mit dieser Richtlinie erfolgt lediglich die erforder-
liche Mindestharmonisierung; sie geht entsprechend
Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags nicht über das zur
Erreichung der Ziele erforderliche Maß hinaus.

(17) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

(18) Die Kommission könnte in Betracht ziehen, innerhalb
einer angemessenen Frist nach Annahme der Vorschläge
eine Kodifizierung vorzuschlagen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 85/611/EWG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 Absatz 2 erster Gedankenstrich erhält folgende
Fassung:

„— deren ausschließlicher Zweck es ist, beim Publikum
beschaffte Gelder für gemeinsame Rechnung nach
dem Grundsatz der Risikostreuung in Wertpapieren
und/oder anderen in Artikel 19 Absatz 1 genannten
liquiden Finanzanlagen zu investieren, und“.

2. In Artikel 1 werden folgende Absätze angefügt:

„(8) Als ‚Wertpapiere‘ im Sinne dieser Richtlinie gelten
— Aktien und andere, Aktien gleichwertige Wertpapiere

(‚Aktien‘),
— Schuldverschreibungen und sonstige verbriefte Schuld-

titel (‚Schuldtitel‘),

(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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— alle anderen marktfähigen Wertpapiere, die zum
Erwerb von Wertpapieren im Sinne dieser Richtlinie
durch Zeichnung oder Austausch berechtigen,

mit Ausnahme der in Artikel 21 genannten Techniken und
Instrumente.

(9) Als ‚Geldmarktinstrumente‘ im Sinne dieser Richt-
linie gelten Instrumente, die üblicherweise auf dem Geld-
markt gehandelt werden, liquide sind und deren Wert
jederzeit genau bestimmt werden kann.“

3. Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a) erhält folgende Fassung:

„a) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an
einem geregelten Markt im Sinne von Artikel 1
Nummer 13 der Wertpapierdienstleistungsrichtlinie
notiert oder gehandelt werden, und/oder“.

4. In Artikel 19 Absatz 1 Buchstaben b) und c) werden nach
dem Wort „Wertpapieren“ jeweils die Worte „und Geld-
marktinstrumenten“ eingefügt.

5. Artikel 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

— am Ende der Buchstaben b) bis d) werden jeweils die
Worte „und/oder“ angefügt;

— die folgenden Buchstaben werden hinzugefügt:

„e) Anteilen von nach dieser Richtlinie zugelassenen
OGAW und/oder anderer Organismen für gemein-
same Anlagen im Sinne von Artikel 1 Absatz 2
erster und zweiter Gedankenstrich mit Sitz in
einem Mitgliedstaat oder einem Drittstaat, sofern

— diese anderen Organismen für gemeinsame
Anlagen nach Rechtsvorschriften zugelassen
wurden, die sie einer Aufsicht unterstellen,
welche nach Auffassung der für den OGAW
zuständigen Behörden derjenigen nach dem
Gemeinschaftsrecht gleichwertig ist, und ausrei-
chende Gewähr für die Zusammenarbeit
zwischen den Behörden besteht,

— das Schutzniveau der Anteilseigner der anderen
Organismen für gemeinsame Anlagen dem
Schutzniveau der Anteilseigner eines OGAW
gleichwertig ist und insbesondere die
Vorschriften für die getrennte Verwahrung des
Sondervermögens, die Kreditaufnahme, die
Kreditgewährung und Leerverkäufe von Wert-
papieren und Geldmarktinstrumenten den
Anforderungen dieser Richtlinie gleichwertig
sind,

— die Geschäftstätigkeit der anderen Organismen
für gemeinsame Anlagen Gegenstand von Halb-
jahres- und Jahresberichten ist, die es erlauben,
sich ein Urteil über das Vermögen und die
Verbindlichkeiten, die Erträge und die Transak-
tionen im Berichtszeitraum zu bilden,

— der OGAW oder der andere Organismus für
gemeinsame Anlagen, dessen Anteile erworben
werden sollen, nach seinen Vertragsbedin-
gungen bzw. seiner Satzung insgesamt höchs-

tens 10 % seines Sondervermögens in Anteilen
anderer OGAW oder Organismen für gemein-
same Anlagen anlegen darf, und/oder

f) Sichteinlagen oder kündbare Einlagen mit einer
Laufzeit von höchstens 12 Monaten bei Kreditinsti-
tuten, sofern das betreffende Kreditinstitut seinen
Sitz in einem Mitgliedstaat hat oder — falls der Sitz
des Kreditinstituts sich in einem Drittstaat befindet
— es Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach
Auffassung der für den OGAW zuständigen
Behörden denjenigen des Gemeinschaftsrechts
gleichwertig sind, und/oder

g) abgeleiteten Finanzinstrumenten (‚Derivaten‘),
einschließlich gleichwertiger bar abgerechneter
Instrumente, die an einem der unter den Buch-
staben a), b) und c) bezeichneten geregelten Märkte
gehandelt werden, und/oder abgeleiteten Finanzins-
trumenten, die nicht an einer Börse gehandelt
werden (‚OTC-Derivaten‘), sofern

— es sich bei den Basiswerten um Instrumente im
Sinne dieses Absatzes oder um Finanzindizes,
Zinssätze, Wechselkurse oder Währungen
handelt, in die der OGAW gemäß den in seinen
Vertragsbedingungen oder seiner Satzung
genannten Anlagezielen investieren darf,

— die Gegenparteien bei Geschäften mit OTC-Deri-
vaten einer Aufsicht unterliegende Institute der
Kategorien sind, die von den für den OGAW
zuständigen Behörden zugelassen wurden,

— und die OTC-Derivate einer zuverlässigen und
überprüfbaren Bewertung auf Tagesbasis unter-
liegen und jederzeit auf Initiative des OGAW
zum angemessenen Zeitwert veräußert, liqui-
diert oder durch ein Gegengeschäft glattgestellt
werden können, und/oder

h) Geldmarktinstrumenten, die nicht auf einem gere-
gelten Markt gehandelt werden und die unter die
Definition des Artikels 1 Absatz 9 fallen, sofern die
Emission oder der Emittent dieser Instrumente
bereits Vorschriften über den Einlagen- und den
Anlegerschutz unterliegt, und vorausgesetzt, sie
werden

— von einer zentralstaatlichen, regionalen oder
lokalen Körperschaft oder der Zentralbank eines
Mitgliedstaats, der Europäischen Zentralbank,
der Europäischen Union oder der Europäischen
Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern
dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat der
Föderation oder von einer internationalen
Einrichtung öffentlich-rechtlichen Charakters,
der mindestens ein Mitgliedstaat angehört,
begeben oder garantiert oder

— von einem Unternehmen begeben, dessen Wert-
papiere auf den unter den Buchstaben a), b) und
c) bezeichneten geregelten Märkten gehandelt
werden, oder
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— von einem Institut, das gemäß den im Gemein-
schaftsrecht festgelegten Kriterien einer Aufsicht
unterstellt ist, oder einem Institut, das Aufsichts-
bestimmungen, die nach Auffassung der zustän-
digen Behörden mindestens so streng sind wie
die des Gemeinschaftsrechts, unterliegt und
diese einhält, begeben oder garantiert, oder

— von anderen Emittenten begeben, die einer Kate-
gorie angehören, die von den für OGAW
zuständigen Behörden zugelassen wurde, sofern
für Anlagen in diesen Instrumenten Vorschriften
für den Anlegerschutz gelten, die denen des
ersten, des zweiten oder des dritten Gedanken-
strichs gleichwertig sind und sofern es sich bei
dem Emittenten entweder um ein Unternehmen
mit einem Eigenkapital von mindestens
10 Mio. EUR, das seinen Jahresabschluss nach
den Vorschriften der Richtlinie 78/660/EWG (*)
erstellt und veröffentlicht, oder um einen
Rechtsträger, der innerhalb einer eine oder
mehrere börsennotierte Gesellschaften umfas-
senden Unternehmensgruppe für die Finanzie-
rung dieser Gruppe zuständig ist, oder um einen
Rechtsträger handelt, der die wertpapiermäßige
Unterlegung von Verbindlichkeiten durch
Nutzung einer von einer Bank eingeräumten
Kreditlinie finanzieren soll.

(*) Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25.
Juli 1978 aufgrund von Artikel 54 Absatz 3
Buchstabe g) des Vertrags über den Jahresab-
schluss von Gesellschaften bestimmter Rechts-
formen (ABl. L 222 vom 14.8.1978, S. 11).
Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie
1999/60/EG (ABl. L 162 vom 26.6.1999, S. 65).“

6. In Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a) werden nach dem
Wort „Wertpapieren“ die Worte „und Geldmarktinstru-
menten“ eingefügt.

7. Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe b) und Absatz 3 werden
gestrichen.

8. Artikel 20 wird gestrichen.

9. Artikel 21 erhält folgende Fassung:

„Artikel 21

(1) Die Verwaltungs- oder Investmentgesellschaft muss
ein Risikomanagement-Verfahren verwenden, das es ihr
erlaubt, das mit den Anlagepositionen verbundene Risiko
sowie ihren jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des
Anlageportfolios jederzeit zu überwachen und zu
messen; sie muss ferner ein Verfahren verwenden, das
eine präzise und unabhängige Bewertung des Werts der
OTC-Derivate erlaubt. Sie muss den zuständigen
Behörden entsprechend dem von diesen festgelegten
Verfahren für jeden von ihr verwalteten OGAW die
Arten der Derivate im Portfolio, die mit den jeweiligen
Basiswerten verbundenen Risiken, die Anlagegrenzen und
die verwendeten Methoden zur Messung der mit den
Derivategeschäften verbundenen Risiken mitteilen.

(2) Die Mitgliedstaaten können dem OGAW gestatten,
sich unter Einhaltung der von ihnen festgelegten Bedin-
gungen und Grenzen der Techniken und Instrumente zu
bedienen, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
zum Gegenstand haben, sofern die Verwendung dieser
Techniken und Instrumente im Hinblick auf die effi-
ziente Verwaltung der Portfolios geschieht. Beziehen sich
diese Transaktionen auf die Verwendung von Derivaten,
so müssen die Bedingungen und Grenzen mit den
Bestimmungen dieser Richtlinie im Einklang stehen.

Unter keinen Umständen darf ein OGAW bei diesen
Transaktionen von den in seinen Vertragsbedingungen,
seiner Satzung bzw. seinem Prospekt genannten Anlage-
zielen abweichen.

(3) Der OGAW stellt sicher, dass das mit Derivaten
verbundene Gesamtrisiko den Gesamtnettowert seiner
Portfolios nicht überschreitet.

Bei der Berechnung des Risikos werden der Marktwert
der Basiswerte, das Ausfallrisiko, künftige Marktfluktua-
tionen und die Liquidationsfrist der Positionen berück-
sichtigt. Dies gilt auch für die folgenden Unterabsätze.

Ein OGAW darf als Teil seiner Anlagestrategie innerhalb
der in Artikel 22 Absatz 5 festgelegten Grenzen Anlagen
in Derivaten tätigen, sofern das Gesamtrisiko der Basis-
werte die Anlagegrenzen des Artikels 22 nicht über-
schreitet. Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass
Anlagen eines OGAW in indexbasierten Derivaten bei
den Anlagegrenzen des Artikels 22 nicht berücksichtigt
werden.

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder ein Geld-
marktinstrument eingebettet ist, muss es hinsichtlich der
Einhaltung der Vorschriften dieses Artikels mit berück-
sichtigt werden.

(4) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission
spätestens bis zum 13. Februar 2004 alle Informationen
über die Methoden zur Berechnung der in Absatz 3
genannten Risiken, einschließlich des Ausfallrisikos bei
OTC-Derivaten, sowie alle nachfolgenden Änderungen
der einschlägigen Rechtsvorschriften. Die Kommission
übermittelt diese Angaben den anderen Mitgliedstaaten.
Die Angaben sind gemäß dem Verfahren des Artikels 53
Absatz 4 Gegenstand eines Gedankenaustauschs im
Rahmen des Kontaktausschusses.“

10. Artikel 22 erhält folgende Fassung:

„Artikel 22

(1) Ein OGAW darf höchstens 5 % seines Sonderver-
mögens in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten
ein und desselben Emittenten anlegen. Ein OGAW darf
höchstens 20 % seines Sondervermögens in Einlagen bei
ein und derselben Einrichtung anlegen.

Das Ausfallrisiko bei Geschäften eines OGAW mit OTC-
Derivaten darf folgende Sätze nicht überschreiten:

— wenn die Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne von
Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe f) ist, 10 % des
Sondervermögens

— und ansonsten 5 % des Sondervermögens.
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(2) Die Mitgliedstaaten können die in Absatz 1 Satz 1
genannte Anlagegrenze von 5 % auf höchstens 10 %
anheben. Jedoch darf der Gesamtwert der Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente der Emittenten, bei denen der
OGAW jeweils mehr als 5 % seines Sondervermögens
anlegt, 40 % des Wertes seines Sondervermögens nicht
überschreiten. Diese Begrenzung findet keine Anwen-
dung auf Einlagen und auf Geschäfte mit OTC-Deri-
vaten, die mit Finanzinstituten getätigt werden, welche
einer Aufsicht unterliegen.

Ungeachtet der Einzelobergrenzen des Absatzes 1 darf
ein OGAW bei ein und derselben Einrichtung höchstens
20 % seines Sondervermögens in einer Kombination aus

— von dieser Einrichtung begebenen Wertpapieren oder
Geldmarktinstrumenten und/oder

— Einlagen bei dieser Einrichtung und/oder

— von dieser Einrichtung erworbenen OTC-Derivaten

investieren.

(3) Die Mitgliedstaaten können die in Absatz 1 Satz 1
genannte Obergrenze von 5 % auf höchstens 35 %
anheben, wenn die Wertpapiere oder Geldmarktinstru-
mente von einem Mitgliedstaat oder seinen Gebietskör-
perschaften, von einem Drittstaat oder von internatio-
nalen Einrichtungen öffentlich-rechtlichen Charakters,
denen mindestens ein Mitgliedstaat angehört, begeben
oder garantiert werden.

(4) Die Mitgliedstaaten können für bestimmte Schuld-
verschreibungen die in Absatz 1 Satz 1 genannte Ober-
grenze von 5 % auf höchstens 25 % anheben, wenn die
Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut mit Sitz
in einem Mitgliedstaat begeben werden, das aufgrund
gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser
Schuldverschreibungen einer besonderen öffentlichen
Aufsicht unterliegt. Insbesondere müssen die Erträge aus
der Emission dieser Schuldverschreibungen gemäß den
gesetzlichen Vorschriften in Vermögenswerten angelegt
werden, die während der gesamten Laufzeit der Schuld-
verschreibungen die sich daraus ergebenden Verbindlich-
keiten ausreichend decken und vorrangig für die beim
Ausfall des Emittenten fällig werdende Rückzahlung des
Kapitals und der Zinsen bestimmt sind.

Legt ein OGAW mehr als 5 % seines Sondervermögens
in Schuldverschreibungen im Sinne des Unterabsatzes 1
an, die von ein und demselben Emittenten begeben
werden, so darf der Gesamtwert dieser Anlagen 80 %
des Wertes des Sondervermögens des OGAW nicht
überschreiten.

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission ein
Verzeichnis der vorstehend genannten Kategorien von
Schuldverschreibungen und der Kategorien von Emit-
tenten, die nach den gesetzlichen Vorschriften und den
Aufsichtsvorschriften im Sinne des Unterabsatzes 1
befugt sind, Schuldverschreibungen auszugeben, die den
obigen Kriterien entsprechen. Diesen Verzeichnissen ist
ein Vermerk beizufügen, in dem der Status der gebo-
tenen Garantien erläutert wird. Die Kommission über-
mittelt diese Informationen mit den ihr erforderlich
erscheinenden Bemerkungen unverzüglich den anderen

Mitgliedstaaten und macht sie der Öffentlichkeit zugäng-
lich. Der Kontaktausschuss kann nach dem Verfahren
des Artikels 53 Absatz 4 hierüber einen Gedankenaus-
tausch vornehmen.

(5) Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Wertpa-
piere und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwen-
dung der in Absatz 2 vorgesehenen Anlagegrenze von
40 % nicht berücksichtigt.

Die in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 genannten Grenzen
dürfen nicht kumuliert werden; daher dürfen gemäß den
Absätzen 1, 2, 3 und 4 getätigte Anlagen in Wertpa-
pieren oder Geldmarktinstrumenten ein und desselben
Emittenten oder in Einlagen bei diesem Emittenten oder
in Derivaten desselben in keinem Fall 35 % des Sonder-
vermögens der OGAW übersteigen.

Gesellschaften, die im Hinblick auf die Erstellung des
konsolidierten Abschlusses im Sinne der Richtlinie 83/
349/EWG (*) oder nach den anerkannten internationalen
Rechnungslegungsvorschriften derselben Unternehmens-
gruppe angehören, sind bei der Berechnung der in
diesem Artikel vorgesehenen Anlagegrenzen als ein
einziger Emittent anzusehen.

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass Anlagen in
Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten ein und
derselben Unternehmensgruppe zusammen 20 % errei-
chen.

(*) Siebente Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13.
Juni 1983 aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 Buch-
stabe g) des Vertrags über den konsolidierten
Abschluss (ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1). Richt-
linie zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von
1994.“

11. Der folgende Artikel wird eingefügt:

„Artikel 22 a

(1) Unbeschadet der in Artikel 25 festgelegten Anlage-
grenzen können die Mitgliedstaaten die in Artikel 22
genannten Obergrenzen für Anlagen in Aktien und/oder
Schuldtiteln ein und desselben Emittenten auf höchstens
20 % anheben, wenn es gemäß den Vertragsbedingungen
bzw. der Satzung des OGAW Ziel seiner Anlagestrategie
ist, einen bestimmten, von den zuständigen Behörden
anerkannten Aktien- oder Schuldtitelindex nachzubilden;
Voraussetzung hierfür ist, dass

— die Zusammensetzung des Index hinreichend diversi-
fiziert ist,

— der Index eine adäquate Bezugsgrundlage für den
Markt darstellt, auf den er sich bezieht, und

— der Index in angemessener Weise veröffentlicht wird.

(2) Die Mitgliedstaaten können die in Absatz 1 festge-
legte Grenze auf höchstens 35 % anheben, sofern dies
aufgrund außergewöhnlicher Marktbedingungen gerech-
tfertigt ist, und zwar insbesondere auf geregelten
Märkten, auf denen bestimmte Wertpapiere oder Geld-
marktinstrumente stark dominieren. Eine Anlage bis zu
dieser Obergrenze ist nur bei einem einzigen Emittenten
möglich.“
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12. In Artikel 23 Absatz 1 werden nach dem Wort „Wert-
papieren“ die Worte „und Geldmarktinstrumenten“ einge-
fügt.

13. Artikel 24 erhält folgende Fassung:

„Artikel 24

(1) Ein OGAW darf Anteile von anderen OGAW und/
oder anderen Organismen für gemeinsame Anlagen im
Sinne des Artikels 19 Absatz 1 Buchstabe e) erwerben,
sofern er höchstens 10 % seines Sondervermögens in
Anteilen ein und desselben OGAW bzw. sonstigen Orga-
nismus für gemeinsame Anlagen anlegt. Die Mitglied-
staaten können die Grenze auf höchstens 20 % anheben.

(2) Anlagen in Anteilen von anderen Organismen für
gemeinsame Anlagen als OGAW dürfen insgesamt 30 %
des Sondervermögens des OGAW nicht übersteigen.

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass in den Fällen,
in denen ein OGAW Anteile eines anderen OGAW und/
oder sonstigen Organismus für gemeinsame Anlagen
erworben hat, die Anlagewerte des betreffenden OGAW
oder anderen Organismus in Bezug auf die Obergrenzen
des Artikels 22 nicht berücksichtigt werden müssen.

(3) Erwirbt ein OGAW Anteile anderer OGAW und/
oder sonstiger Organismen für gemeinsame Anlagen, die
unmittelbar oder mittelbar von derselben Verwaltungsge-
sellschaft oder von einer Gesellschaft verwaltet werden,
mit der die Verwaltungsgesellschaft durch eine gemein-
same Verwaltung oder Beherrschung oder eine wesent-
liche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist, so
darf die Verwaltungsgesellschaft oder die andere Gesell-
schaft für die Zeichnung oder den Rückkauf von
Anteilen dieser anderen OGAW und/oder Organismen
für gemeinsame Anlagen durch den OGAW keine
Gebühren berechnen.

Legt ein OGAW einen wesentlichen Teil seines Sonder-
vermögens in Anteilen anderer OGAW und/oder
sonstiger Organismen für gemeinsame Anlagen an, so
muss sein Prospekt Angaben darüber enthalten, wie
hoch die Verwaltungsgebühren maximal sind, die von
dem betreffenden OGAW selbst wie auch von den
anderen OGAW und/oder sonstigen Organismen für
gemeinsame Anlagen, in die zu investieren er beabsich-
tigt, zu tragen sind. Im Jahresbericht ist anzugeben, wie
hoch der Anteil der Verwaltungsgebühren maximal ist,
den der OGAW einerseits und die OGAW und/oder
anderen Organismen für gemeinsame Anlagen, in die er
investiert, andererseits zu tragen haben.“

14. Der folgende Artikel wird eingefügt:

„Artikel 24 a

(1) In dem Prospekt wird angegeben, in welche Kate-
gorien von Anlageinstrumenten der OGAW investieren
darf. Er gibt ferner an, ob der OGAW Geschäfte mit
Derivaten tätigen darf; ist dies der Fall, so muss der
Prospekt an hervorgehobener Stelle erläutern, ob diese
Geschäfte zur Deckung von Anlagepositionen oder als
Teil der Anlagestrategie getätigt werden dürfen und wie
sich die Verwendung von Derivaten möglicherweise auf
das Risikoprofil auswirkt.

(2) Wenn ein OGAW sein Sondervermögen haupt-
sächlich in in Artikel 19 definierten Kategorien von
Anlageinstrumenten, die keine Wertpapiere oder Geld-

marktinstrumente sind, investiert oder einen Aktien-
oder Schuldtitelindex gemäß Artikel 22a nachbildet,
müssen sein Prospekt und gegebenenfalls seine sonstigen
Werbeschriften an hervorgehobener Stelle auf die Anla-
gestrategie des OGAW hinweisen.

(3) Weist das Nettovermögen eines OGAW aufgrund
der Zusammensetzung seines Portfolios oder der verwen-
deten Portfoliomanagementtechniken unter Umständen
eine erhöhte Volatilität auf, so müssen der Prospekt und
gegebenenfalls seine sonstigen Werbeschriften an hervor-
gehobener Stelle auf dieses Merkmal des OGAW
hinweisen.

(4) Wenn ein Anleger dies wünscht, muss die Verwal-
tungsgesellschaft ferner zusätzlich über die Anlage-
grenzen des Risikomanagements des OGAW, die Risiko-
managementmethoden und die jüngsten Entwicklungen
bei den Risiken und Renditen der wichtigsten Kategorien
von Anlageinstrumenten informieren.“

15. Artikel 25 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

1. der dritte Gedankenstrich erhält folgende Fassung:

„— 25 % der Anteile ein und desselben OGAW und/
oder anderen Organismus für gemeinsame
Anlagen im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 erster
und zweiter Gedankenstrich,“;

2. folgender Gedankenstrich wird hinzugefügt:

„— 10 % der Geldmarktinstrumente ein und
desselben Emittenten.“

16. Artikel 25 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die unter dem zweiten, dem dritten und dem vierten
Gedankenstrich vorgesehenen Anlagegrenzen brauchen
beim Erwerb nicht eingehalten zu werden, wenn sich
der Bruttobetrag der Schuldtitel oder der Geldmarktin-
strumente oder der Nettobetrag der ausgegebenen
Anteile zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht berechnen
lässt.“

17. In Artikel 25 Absatz 3 Buchstaben a), b) und c) werden
nach dem Wort „Wertpapieren“ jeweils die Worte „und
Geldmarktinstrumenten“ eingefügt.

18. Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe e) erhält folgende
Fassung:

„e) auf von einer Investmentgesellschaft oder von
mehreren Investmentgesellschaften gehaltene Anteile
am Kapital von Tochtergesellschaften, die im Nieder-
lassungsstaat der Tochtergesellschaft lediglich und
ausschließlich für diese Investmentgesellschaft oder
-gesellschaften bestimmte Verwaltungs-, Beratungs-
oder Vertriebstätigkeiten im Hinblick auf den Rück-
kauf von Anteilen auf Wunsch der Anteilseigner
ausüben.“

19. Artikel 26 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Ein OGAW braucht die in diesem Abschnitt
vorgesehenen Anlagegrenzen bei der Ausübung von
Bezugsrechten, die an Wertpapiere oder Geldmarktinstru-
mente geknüpft sind, die Teil seines Sondervermögens
sind, nicht einzuhalten.
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Unbeschadet ihrer Verpflichtung, auf die Einhaltung des
Grundsatzes der Risikostreuung zu achten, können die
Mitgliedstaaten neu zugelassenen OGAW gestatten,
während eines Zeitraums von sechs Monaten nach ihrer
Zulassung von den Artikeln 22, 22a, 23 und 24 abzu-
weichen.“

20. Artikel 41 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Absatz 1 steht dem Erwerb von noch nicht voll
eingezahlten Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder
anderen in Artikel 19 Absatz 1 Buchstaben e), g) und h)
genannten, noch nicht voll eingezahlten Finanzinstru-
menten durch die betreffenden Organismen nicht
entgegen.“

21. Artikel 42 erhält folgende Fassung:

„Artikel 42

Leerverkäufe von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten
oder anderen in Artikel 19 Absatz 1 Buchstaben e), g)
und h) genannten Finanzinstrumenten dürfen

— weder von Investmentgesellschaften

— noch von für die Rechnung von Investmentfonds
handelnden Verwaltungsgesellschaften oder Verwahr-
stellen

getätigt werden.“

22. Der folgende Artikel wird eingefügt:

„Artikel 53 a

(1) Zusätzlich zu seinen in Artikel 53 Absatz 1
vorgesehenen Aufgaben kann der Kontaktausschuss auch
als Regelungsausschuss im Sinne von Artikel 5 des
Beschlusses 1999/468/EG (*) zusammentreten, um die
Kommission bei der Vornahme der technischen Ände-
rungen an dieser Richtlinie in den nachstehend
genannten Bereichen zu unterstützen:

— Erläuterung der Definitionen, um die einheitliche
Anwendung dieser Richtlinie in der gesamten
Gemeinschaft zu gewährleisten;

— Angleichung der Terminologie und Abfassung von
Definitionen in Übereinstimmung mit späteren
Rechtsakten zu den OGAW und zu angrenzenden
Themenbereichen.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so
gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG
unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 184 de 17.7.1989, S. 23.“

Artikel 2

(1) Spätestens am 13. Februar 2005 unterbreitet die
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat
einen Bericht über die Anwendung der geänderten Richtlinie

85/611/EWG sowie gegebenenfalls Änderungsvorschläge. Der
Bericht enthält insbesondere Folgendes:

a) eine Analyse, wie der einheitliche Markt für OGAW
gestärkt und ausgeweitet werden kann, insbesondere im
Hinblick auf die grenzüberschreitende Vermarktung von
OGAW (einschließlich Fonds von Dritten), die Funktions-
weise des Passes für die Verwaltungsgesellschaften, die
Funktionsweise des vereinfachten Prospekts als Informa-
tions- und Vermarktungsinstrument, die Überprüfung des
Ausmaßes zusätzlicher Tätigkeiten und auf die Möglich-
keiten für eine bessere Zusammenarbeit der Aufsichtsbe-
hörden im Hinblick auf die gemeinsame Auslegung und
Anwendung der Richtlinie;

b) eine Überprüfung des Anwendungsbereichs der Richtlinie
dahingehend, wie sie sich auf verschiedene Produkttypen
auswirkt (z. B. Anlagefonds, Immobilienfonds, Master-
Feeder-Fonds und Hedge-Fonds); die Studie sollte sich
insbesondere konzentrieren auf den Marktumfang für
solche Fonds, die gegebenenfalls geltende Reglementierung
dieser Fonds in den Mitgliedstaaten und eine Bewertung
der Notwendigkeit einer weiteren Harmonisierung dieser
Fonds;

c) eine Bewertung der Fondsorganisation, einschließlich der
Delegierungsbestimmungen und -praktiken und des
Verhältnisses zwischen Fondsmanager und Verwahrstelle;

d) eine Überprüfung der Investitionsvorschriften für OGAW,
z. B. in Bezug auf die Nutzung von Derivaten und
weiteren Instrumenten und Techniken im Zusammenhang
mit Anlagen, die Reglementierung von Index-Fonds, die
Reglementierung von Geldmarktinstrumenten, Einlagen,
die Reglementierung von „Fund of Fund-Investitionen“
und die verschiedenen Investitionsbeschränkungen;

e) eine Analyse der Wettbewerbssituation zwischen Fonds,
die von Verwaltungsgesellschaften verwaltet werden, und
„selbstverwalteten“ Investmentgesellschaften.

Bei der Vorbereitung ihres Berichts konsultiert die Kommis-
sion möglichst umfassend die verschiedenen einschlägigen
Sektoren sowie Verbrauchergruppen und Aufsichtsbehörden.

(2) Die Mitgliedstaaten können zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Richtlinie bestehenden OGAW eine Frist von
höchstens 60 Monaten ab diesem Zeitpunkt einräumen, um
die neuen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zu erfüllen.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten erlassen bis zum 13. August 2003 die
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind,
um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommis-
sion unverzüglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Vorschriften spätestens ab dem 13. Februar
2004 an.
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Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richt-
linie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der
Bezugnahme.

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 21. Januar 2002.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident

P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. ARIAS CAÑETE
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 11. Februar 2002

zur Änderung der Richtlinie 92/33/EWG hinsichtlich der Verlängerung der Ausnahmeregelung für
die Einfuhrbedingungen für Gemüsepflanzgut und Gemüsevermehrungsmaterial aus Drittländern

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 427)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2002/111/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaften,

gestützt auf die Richtlinie 92/33/EWG des Rates vom 28. April
1992 über das Inverkehrbringen von Gemüsepflanzgut und
Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut (1),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 1999/29/EG der
Kommission (2), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2 Unterab-
satz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 92/33/EWG
befindet die Kommission darüber, ob Gemüsepflanzgut
und Gemüsevermehrungsmaterial — mit Ausnahme von
Saatgut — aus einem Drittland, das in Bezug auf die
Verpflichtungen der Versorger hinsichtlich der Echtheit,
der Merkmale, des Pflanzenschutzes, des Nährsubstrats,
der Verpackung, der Prüfungsregelung, der Kennzeich-
nung und der Plombierung die gleiche Gewähr bietet,
mit Gemüsepflanzgut und Gemüsevermehrungsmaterial
— mit Ausnahme von Saatgut — aus der Gemeinschaft,
das die Vorschriften und Bedingungen der Richtlinie
erfüllt, gleichgestellt werden soll.

(2) Die zurzeit vorliegenden Informationen über die in
Drittländern geltenden Bedingungen reichen jedoch in
Bezug auf kein Drittland für eine Entscheidung der
Kommission aus.

(3) Damit der normale Handel nicht unterbrochen wird,
sollten die Mitgliedstaaten, die Gemüsepflanzgut und
Gemüsevermehrungsmaterial — mit Ausnahme von
Saatgut — aus Drittländern einführen, gemäß Artikel 16
Absatz 2 der Richtlinie 92/33/EWG ermächtigt werden,

auf diese Erzeugnisse Bedingungen anzuwenden, die den
für ähnliche Gemeinschaftserzeugnisse geltenden Bedin-
gungen gleichwertig sind.

(4) Die Geltungsdauer der in Artikel 16 Absatz 2 Unterab-
satz 1 der Richtlinie 92/33/EWG vorgesehenen Ausnah-
meregelung, die mit der Entscheidung 1999/29/EG bis
31. Dezember 2001 verlängert wurde, sollte daher
weiter verlängert werden.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für das landwirtschaftliche, gartenbauliche
und forstliche Saat- und Pflanzgutwesen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie 92/
33/EWG wird das Datum „31. Dezember 2001“ durch das
Datum „31. Dezember 2004“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 11. Februar 2002

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 157 vom 10.6.1992, S. 1.
(2) ABl. L 8 vom 14.1.1999, S. 29.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 11. Februar 2002

zur Änderung der Richtlinie 92/34/EWG hinsichtlich der Verlängerung der Ausnahmeregelung für
die Einfuhrbedingungen für Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeu-

gung aus Drittländern

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 428)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2002/112/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaften,

gestützt auf die Richtlinie 92/34/EWG des Rates vom 28. April
1992 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial und
Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung (1), zuletzt geän-
dert durch die Entscheidung 1999/30/EG der Kommission (2),
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 92/34/EWG
befindet die Kommission darüber, ob Vermehrungsmate-
rial und Pflanzen von Obstarten aus einem Drittland, die
hinsichtlich der Versorgerauflagen, der Echtheit, der
Merkmale, des Pflanzenschutzes, des Nährsubstrats, der
Verpackung, der Prüfungsregelung, der Kennzeichnung
und der Plombierung die gleiche Gewähr bieten, mit
Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten aus
der Gemeinschaft, die die Vorschriften und Bedingungen
dieser Richtlinie erfüllen, gleichgestellt werden sollen.

(2) Die zurzeit vorliegenden Informationen über die in
Drittländern geltenden Bedingungen reichen jedoch in
Bezug auf kein Drittland für eine Entscheidung der
Kommission aus.

(3) Damit der normale Handel nicht unterbrochen wird,
sollten die Mitgliedstaaten, die Vermehrungsmaterial und
Pflanzen von Obstarten aus Drittländern einführen,
gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 92/34/EWG
ermächtigt werden, auf diese Erzeugnisse Bedingungen

anzuwenden, die den für ähnliche Gemeinschaftserzeug-
nisse geltenden Bedingungen gleichwertig sind.

(4) Die Geltungsdauer der in Artikel 16 Absatz 2 Unterab-
satz 1 der Richtlinie 92/34/EWG vorgesehenen Ausnah-
meregelung, die mit der Entscheidung 1999/30/EG
verlängert wurde, sollte daher weiter verlängert werden.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für Vermehrungsmaterial und Pflanzen von
Obstgattungen und -arten —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie 92/
34/EWG wird das Datum „31. Dezember 2001“ durch das
Datum „31. Dezember 2004“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 11. Februar 2002

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 157 vom 10.6.1992, S. 10.
(2) ABl. L 8 vom 14.1.1999, S. 30.
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